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Kurzzusammenfassung

Der Ausbau der erneuerbaren Energien (EE) im Strombereich hat sich auch im Jahr 2024 mit hoher 
Dynamik fortgesetzt. Die installierte Leistung von erneuerbaren Energien wuchs im Jahr 2024 ins-
gesamt um mehr als 20 Gigawatt (GW) an. Weiterhin wird der Zubau von Photovoltaik- (PV) und 
Windenergieanlagen an Land getragen. Das hohe Tempo des Anlagenzubaus zur Nutzung erneuer-
barer Energien wird vor allem durch den PV-Zubau bestimmt. Binnen eines Jahres wurde 2024 mit 
einer hinzugekommenen PV-Leistung von 16,7 GW der bisherige Höchstwert des Vorjahres um 
9 Prozent übertroffen. Bei der Windenergie an Land wurde indes 13 Prozent weniger als im voran-
gegangenen Jahr 2023 zugebaut; der erzeugungsrelevante Leistungszuwachs (Nettozubau) erreichte 
lediglich einen Wert von 2,6 GW und somit deutlich zu wenig, um den Zwischenzielwert im EEG für 
das Jahr 2024 zu erreichen. Bei der Windenergie an Land wurde im Jahr 2024 mit einer installier-
ten Gesamtleistung von 63,6 GW der Zwischenwert des EEG- Ausbaupfades von 69 GW um 5,4 GW 
verfehlt, bei Photovoltaik der EEG-Zwischenzielwert von 88 GW mit einer PV- Gesamtleistung von 
99,8 GW indes um ca. 12 GW übertroffen.

Im ersten Halbjahr 2025 zeichnet sich mit Blick auf den PV-Ausbau eine abnehmende Dynamik 
beim Zubau von PV-Dachanlagen ab, allem voran bei kleineren Anlagen. Bei Wind an Land hat sich 
die Zubaurate indes auf 1,9 GW binnen sechs Monaten gegenüber dem Vorjahreszeitraum verdop-
pelt. Mit Blick auf hohe Genehmigungszahlen und zahlreiche Zuschläge bei Ausschreibungen im 
Vorjahr ist somit beim Ausbau der Windenergie an Land eine Trendumkehr zu verzeichnen.

Mit einer installierten EE-Gesamtleistung von 189 GW wurde im Jahr 2024 eine Strommenge von 
284 Terawattstunden (TWh) erzeugt und damit ein Anteil von 54,4 Prozent am Bruttostromver-
brauch in Deutschland (2024: 521,7 TWh) erzielt. Der Richtwert für die Stromerzeugung aus erneu-
erbaren Energien für 2024 gemäß Strommengenpfad des EEG von 310 TWh (§ 4a Nummer 2 EEG 
2023) wurde um 8 Prozent (26 TWh) verfehlt.

Der größte Zubau von EE-Anlagen wurde auch im Jahr 2024 in den Ländern mit den größten Lan-
desflächen registriert. PV-Anlagen wurden – wie auch im Jahr davor v. a. in Bayern sowie in Nord-
rhein-Westfalen, Baden-Württemberg und Niedersachsen zugebaut. Neue Windenergieanlagen 
wurden erneut vorwiegend im Norden (Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein, Niedersachsen, 
Brandenburg) installiert.

Die EE-Ausbauziele der Länder sind im Rahmen von Konzepten, Strategien, Programmen oder 
ähnlichen Dokumenten verankert. Aufgrund unterschiedlicher Zieljahre und Bezugsgrößen sind sie 
jedoch nicht unmittelbar miteinander vergleichbar.

Ein besonderes Augenmerk des Kooperationsausschusses liegt auf dem Ausbau der Windenergie an 
Land, insbesondere auf dem aktuellen Stand der Flächenausweisungen sowie Genehmigungen.

Zum Stichtag 31. Dezember 2024 waren bundesweit zwischen 356.756 und 370.932 Hektar (ha) Flä-
che rechtswirksam für die Windenergie an Land ausgewiesen. Dies entspricht 1,00 bis 1,04 Prozent 
der Bundesfläche und liegt damit erneut etwas höher als im Vorjahr. Hiervon sind nach § 4 Wind-
energieflächenbedarfsgesetz (WindBG) 262.509 ha anrechenbare Fläche. Dies entspricht einem 
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Flächenanteil von 0,73 Prozent an der Bundesfläche. Die Analysen zur Nutzung ausgewiesener 
Flächen zeigen, dass diese Flächen weit überwiegend bereits mit Anlagen belegt sind. Etwa die Hälfte 
der freien Flächen liegt innerhalb der Südregion.

Einzelne Länder haben ihren Flächenbeitragswert bereits vollständig oder nahezu vollständig 
erreicht. Die Umsetzung erfolgt – abgesehen von den Stadtstaaten und dem Saarland – auf regiona-
ler Ebene. In sechs Ländern soll der Flächenbeitragswert für 2032 bereits in 2027 erreicht oder sogar 
noch weiter vorgezogen werden. Die im Kooperationsausschuss erfassten Entwurfsplanungen bezif-
fern im Berichtsjahr 342.175 ha zusätzliche Fläche nach WindBG. Im Vergleich zum Vorjahr haben 
sich die übermittelten Entwurfsplanungen damit im Umfang in etwa verdreifacht (2023: 121.931 ha).

Aufgrund der sehr dynamischen Planungsprozesse im Jahr 2025 gibt es aktuelle Entwicklungen 
bei der Flächenausweisung, die mit der für diesen Bericht zu Grunde liegenden Datenlage (Stich-
tag 31.12.2024) nicht abgebildet werden.  So sind in vielen Ländern weitere Offenlagen erfolgt und 
in einigen Regionen die Teilflächenziele bereits im Jahr 2025 (bis zum Redaktionsschluss dieses 
Berichts) erreicht.

Im Berichtszeitraum 2024 wurden Neugenehmigungen für insgesamt 14,5 GW an Windenergie-
leistung an Land erteilt. Das ist im Vergleich zum Jahr 2023 ein deutlicher Anstieg. In allen Ländern 
haben sich die Genehmigungszahlen nahezu verdoppelt.

Im ersten Halbjahr 2025 zeigt sich zudem ein weiterer Anstieg bei der neugenehmigten Leistung 
(ca. 8,4 GW) im Vergleich zum ersten Halbjahr 2024 (5,6 GW). Der Genehmigungsumfang kann damit 
ausreichen, die stark ansteigenden Ausbaupfade des EEG 2023 zukünftig zu decken.

Die Dauer der Genehmigungsverfahren hat sich insgesamt verkürzt. Die bestehenden Beschleuni
gungspotenziale sind weiterhin konsequent zu nutzen. Die gewichtete1 durchschnittliche Verfah-
rensdauer in Deutschland im Jahr 2024 lag bei 21 Monaten, ab Vollständigkeit der Antragsunterlagen 
bei knapp 10 Monaten.

Militärische Belange sowie zunehmende Nutzungskonkurrenzen werden von den Ländern als 
Hemmnisse bzgl. des Ausbaus der Windenergie an Land angeführt. In Bezug auf die langen Geneh-
migungsverfahren wird wiederholt auf die fehlende Digitalisierung von Verfahren und fehlenden 
Personalressourcen in den Genehmigungs- und Fachbehörden hingewiesen. Zentral sei zudem 
weiterhin, Maßnahmen zur Erhöhung der Akzeptanz vor Ort zu etablieren und umzusetzen.

1	 bezogen auf die Anzahl der Anlagen
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Einleitung

Das Ziel einer nachhaltigen und treibhausgasneutralen Stromversorgung, die vollständig auf erneu-
erbaren Energien beruht, ist im EEG 2023 verankert. Um dieses Ziel zu erreichen, sollen bis zum 
Jahr 2030 80 Prozent des in Deutschland verbrauchten Stroms aus erneuerbaren Energien stammen 
(§ 1 Absatz 2 EEG 2023). Hierfür enthält das EEG 2023 technologiespezifische Ausbaupfade sowie 
jährliche Zwischenziele für die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien bis zum Jahr 2030. 
Zudem sind sowohl im EEG 2023 als auch im Windenergie-auf-See-Gesetz (WindSeeG) Ausbauziele 
über das Jahr 2030 hinaus festgelegt. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie hat im Juni 
2025 ein Monitoring in Auftrag geben, mit dem der zu erwartende Strombedarf sowie der Stand der 
Versorgungssicherheit, des Netzausbaus, des Ausbaus der erneuerbaren Energien, der Digitalisierung 
und des Wasserstoffhochlaufs überprüft werden sollen. Im Bericht wurden wesentliche Handlungs-
optionen für eine Weiterentwicklung des deutschen Energiesystems aufgezeigt. Unter Berücksich-
tigung der Ergebnisse des Monitorings werden nun seitens des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Energie Maßnahmen für eine pragmatische und flexible Ausrichtung der Energiepolitik entwi-
ckelt, die Systemorientierung, Kosteneffizienz und Finanzierung stärker in den Blick nehmen wird. 
Am Ziel, bis 2030 mit Strom aus erneuerbaren Energien einen Anteil von 80 Prozent am Brutto-
stromverbrauch zu erreichen, wird dabei festgehalten.

Mit Inkrafttreten des Windenergieflächenbedarfsgesetzes (WindBG) sind die Länder verpflichtet, 
die Ausweisung bestimmter Anteile ihrer jeweiligen Landesfläche zur Nutzung der Windenergie an 
Land bis zu bestimmten Stichtagen sicherzustellen. Das WindBG bestimmt für jedes Land „Flächen-
beitragswerte“. Es oblag den Ländern bis zum 31. Mai 2024, die ersten Schritte für die Umsetzung der 
Flächenziele nachzuweisen. Das WindBG bestimmt auch, nach welchen Maßgaben ausgewiesene 
Flächen anzurechnen sind. Die Rechtsfolgen der Zielerreichung und Zielverfehlung sind im Bauge-
setzbuch (BauGB) geregelt.

Der im EEG verankerte Kooperationsausschuss der zuständigen Staatssekretärinnen und Staats-
sekretäre von Bund und Ländern hat die Aufgabe, den Ausbau der erneuerbaren Energien zu koor-
dinieren und insbesondere die Ziele der Länder und deren Umsetzung zu erfassen. Gemäß § 98 
EEG 2023 berichten die Länder dem Sekretariat des Bund-Länder-Kooperationsausschusses jähr-
lich zum 31. Mai über den Stand des Ausbaus der erneuerbaren Energien. Der Ausschuss wertet die 
Länderberichte im Rahmen des jährlichen Monitorings zur Zielerreichung aus. Neben dem Stand 
des Ausbaus der erneuerbaren Energien stehen auch der aktuelle Stand der Flächenausweisung 
sowie die Genehmigungen für Anlagen zur Stromerzeugung aus Windenergie an Land im Fokus 
des Kooperationsausschuss-Berichtes. Im Zuge der Umsetzung des WindBG liegt nunmehr ein 
Schwerpunkt des Bund-Länder-Kooperationsausschusses insbesondere auch auf dem Monitoring 
des WindBG und der Überwachung der Flächenausweisung in den Ländern gemäß den im WindBG 
verankerten Flächenzielen.
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Der vorliegende fünfte Bericht des Kooperationsausschusses beruht auf Auswertungen der Berichte, 
die die Länder dem Sekretariat des Kooperationsausschusses zum Berichtszeitraum 2024 (1. Januar 
bis 31. Dezember) übermittelt haben2. Das erste Kapitel enthält EE-Ausbauzahlen für das Jahr 2024 
aus dem Marktstammdatenregister (MaStR) der Bundesnetzagentur (BNetzA) und Auswertungen 
von Daten des Umweltbundesamtes (UBA) zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien sowie 
eine Zusammenfassung der Länderziele zum EE-Ausbau. Darüber hinaus umfasst das erste Kapitel 
Daten des EE-Ausbaus und der EE-Stromerzeugung für das erste Halbjahr 2025. Das zweite Kapitel 
fokussiert auf Windenergie an Land und enthält Auswertungen des UBA zu den mit den Länderbe-
richten übermittelten Flächendaten, der ausgewiesenen Flächen, zur Flächenplanung und -belegung 
sowie Auswertungen der BNetzA zu den Genehmigungen sowie eine Hemmnisanalyse und Maß-
nahmenübersicht für den weiteren Ausbau der Windenergie an Land.

2	 Die Länderberichte sind auf der Homepage des Sekretariats des Kooperationsausschusses unter 
http://www.bundeswirtschaftsministerium.de veröffentlicht. Nähere Informationen sind im Anhang zu finden.

http://www.bundeswirtschaftsministerium.de
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1  �Daten zum Ausbau der erneuerbaren Energien

Die nachfolgenden Ausführungen stellen den Stand des Ausbaus der erneuerbaren Energien für 
das Jahr 2024 und die bis Redaktionsschluss verfügbaren Daten des 1. Halbjahres 2025 dar. Der 
Schwerpunkt des ersten Abschnitts dieses Berichts liegt auf den Volumenträgern der erneuerbaren 
Energien im Strombereich Windenergie und Photovoltaik (PV), insbesondere dem Zubau von 
Windenergieanlagen an Land und von PV-Anlagen. Für PV wird länderscharf eine Unterteilung 
der Anlagen hinsichtlich des Errichtungsortes dargestellt.

1.1  EE-Anlagen zur Stromerzeugung

Zu den erneuerbaren Energien zählen Wasserkraft, Windenergie an Land und auf See, solare Strah-
lungsenergie/PV, Geothermie sowie Energie aus Biomasse einschließlich Klärgas und Deponiegas3. 
Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien sind Generatoren, die die Energie aus den 
genannten Energieträgern direkt (wie bei der PV) oder indirekt (z. B. über Vergärung und Verbren-
nung von Biogas) in Strom umwandeln.

Die Grundlage für die Zusammenstellung der Daten sind die Berichte der Länder und die für diese 
Länderberichte zusammengestellten Angaben aus dem MaStR4 der BNetzA. Im MaStR sind alle 
erneuerbaren und konventionellen Stromerzeugungseinheiten zu registrieren, die unmittelbar oder 
mittelbar an ein Stromnetz angeschlossen sind oder an ein Stromnetz angeschlossen werden sollen. 
Die nachfolgenden Tabellen geben Aufschluss über die Verteilung des gesamten Anlagenbestandes5 
und des Netto-Zubaus6 von EE-Anlagen nach Ländern im Jahr 2024 sowie im ersten Halbjahr 2025. 
Weitere Tabellen mit Angaben und Erläuterungen zum EE-Ausbau in den Ländern und zur Strom-
erzeugung aus EE-Anlagen in Deutschland sind dem Anhang zu entnehmen.

1.1.1  Insgesamt installierte Leistung von EE-Anlagen zur Stromerzeugung

Zum Ende des Jahres 2024 war in Deutschland eine Gesamtleistung von EE-Anlagen von ca. 189 GW 
installiert, dazu trugen vorwiegend über 4,8 Millionen PV-Anlagen mit einer Gesamtleistung von 
rund 100 GW und ca. 29.800 Windenergieanlagen an Land mit einer Leistung von 63,6 GW bei.

Die Zwischenziele nach § 4 EEG 2023 sahen installierte Leistungen für das Jahr 2024 für PV-Anlagen 
von 88 GW und für Windenergieanlagen an Land von 69 GW vor. Demnach wurde bei Windenergie 
an Land der Zwischenwert des Ausbaupfades für das Jahr 2024 um 5,4 GW verfehlt, bei Photovol-
taik der Zwischenzielwert indes um ca. 12 GW übertroffen. Da es bei den Genehmigungen für neue 
Windenergieanlagen an Land auch im Jahr 2024 deutliche Fortschritte gab (s. Kapitel 2.6; es wurden 
fast doppelt so viele Anlagen genehmigt wie im Vorjahr) und im Jahr 2024 durch die Bundesnetz-
agentur in den Ausschreibungen Zuschläge für 11 GW erteilt wurden, ist für die nächsten Jahre von 
einem deutlichen Anstieg des Anlagenzubaus bei Wind an Land auszugehen.

3	 Klärgas entsteht bei der Reinigung von Abwasser. Deponiegas ist aus Mülldeponien austretendes Gas.

4	 Teilweise weichen die Daten von ländereigenen Statistiken und Berichten ab – siehe Länderberichte. Auf die genaue Fundstelle der 
Länderberichte wird in Anhang 1 verwiesen.

5	 Der Anlagenbestand wird nach den Standortangaben der Stromerzeugungseinheiten im MaStR ausgewiesen. Dabei sind Windenergie
anlagen auf See innerhalb von 12 Seemeilen zur Küste dem jeweiligen Land zugeordnet, außerhalb der 12 Seemeilen der AWZ.

6	 Der Netto-Zubau ist als Differenz aus Anzahl bzw. Leistung neu installierter Anlagen und den Angaben zu stillgelegten Anlagen dargestellt.
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Quellen: Marktstammdatenregister der Bundesnetzagentur; Datenstand: 13.02.2025; bei Klärgas und Deponiegas zusätzlich Monitoringbericht 2024 
(Bundesnetzagentur, Stand Dez. 2024)

* Mit Grenzkraftwerken (Deutschland/Nachbarstaat) und Pumpspeichern mit natürlichem Zufluss

Tabelle 1: Installierte Leistung von EE-Anlagen zur Stromerzeugung zum 31.12.2024

Solare Strah-
lungsenergie

Windenergie 
an Land

Windenergie 
auf See

Biomasse Wasserkraft* Klärgas Deponiegas Geothermie

Leistung 
[MW]

Leistung 
[MW]

Leistung 
[MW]

Leistung 
[MW]

Leistung 
[MW]

Leistung 
[MW]

Leistung 
[MW]

Leistung 
[MW]

Ausschließliche Wirtschaftszone – – 8.685,5 – – – – –

Baden-Württemberg 12.499,4 1.896,0 – 872,8 1.789,4 39,2 13,9 0,6

Bayern 26.696,6 2.681,2 – 1.833,5 2.908,4 49,3 9,6 41,3

Berlin 382,9 16,6 – 47,9 – – – –

Brandenburg 7.961,2 8.979,7 – 476,4 4,7 13,6 20,4 –

Bremen 134,9 202,9 – 5,3 10,0 5,2 2,1 –

Hamburg 186,1 125,0 – 46,9 0,1 6,9 0,2 –

Hessen 4.674,5 2.640,6 – 251,4 94,4 12,8 16,7 –

Mecklenburg-Vorpommern 4.252,9 3.808,3 305,5 426,4 2,6 6,3 7,2 –

Niedersachsen 8.799,0 12.970,5 224,1 1.852,7 80,1 41,6 10,8 –

Nordrhein-Westfalen 12.098,2 7.807,1 – 1.115,8 192,1 78,3 28,9 –

Rheinland-Pfalz 5.102,3 4.156,6 – 133,3 237,5 57,0 5,9 7,8

Saarland 1.027,3 552,0 – 11,4 18,0 1,5 – –

Sachsen 4.661,5 1.377,3 – 298,9 95,5 11,7 3,1 –

Sachsen-Anhalt 4.751,1 5.520,9 – 511,5 32,8 6,2 7,0 –

Schleswig-Holstein 3.741,1 8.977,9 – 576,0 5,0 14,1 7,2 –

Thüringen 2.817,8 1.858,0 – 293,1 180,7 7,1 2,7 –

Gesamt bis 31.12.2024 99.786,6 63.570,6 9.215,1 8.753,4 5.651,4 350,7 135,5 49,6

Der Energieträger Wasserkraft umfasst alle Lauf- und Speicherwasserkraftwerke, Grenzkraftwerke 
sowie Pumpspeicherkraftwerke mit natürlichem Zufluss7.

Die Flächenausweisung bei Windenergie auf See erfolgt weit überwiegend in der ausschließlichen 
Wirtschaftszone (AWZ) durch den Bund. Die Netzanbindungstrassen werden innerhalb von 12 See-
meilen zur Küste, also außerhalb der AWZ, durch die Küstenländer ausgewiesen und genehmigt. 
Der Anlagenbestand von Windenergieanlagen auf See wird im MaStR grundsätzlich nach den 
Standortangaben der Stromerzeugungseinheiten ausgewiesen. Dabei sind Windenergieanlagen 
auf See innerhalb von 12 Seemeilen zur Küste (küstennah) dem jeweiligen Land zugeordnet, außer-
halb der 12 Seemeilen-Zone der AWZ. In den Länderstatistiken nach dem Länderarbeitskreis Ener-
giebilanzen hingegen wird die Windstromerzeugung auf See den Ländern zugerechnet, in denen 
der Netzverknüpfungspunkt der Anbindungsleitung liegt. Nach Angaben der BNetzA sind bei dieser 
Betrachtung insgesamt ca. 5,5 GW installierter Offshore-Windleistung in Niedersachsen angebun-
den, 2,1 GW in Schleswig-Holstein und 1,8 GW in Mecklenburg-Vorpommern (s. Tabelle 2). Die im 
Küstenmeer installierten Anlagen bzw. Leistungen, die den Küstenländern zugeordnet sind, können 
in landeseigenen Statistiken von den Angaben in Tabelle 1 und Tabelle 2 abweichen.

7	 Ein Grenzkraftwerk liegt laut Angabe des Anlagenbetreibers mit seinen Generatoren direkt an der Grenze Deutschlands zu einem Nach-
barstaat und speist den Strom teilweise oder ganz nach Deutschland ein. Für den Leistungswert des Energieträgers Wasserkraft werden 
nur Generatoren auf deutschem Staatsgebiet berücksichtigt. Pumpspeicherkraftwerke ohne natürlichen Zufluss sind in den vorliegenden 
MaStR-Auswertungen der BNetzA nicht erfasst.

Tabelle 1 stellt die installierte Leistung von Anlagen zur Nutzung der erneuerbaren Energien im Jahr 
2024 differenziert nach Technologien und Ländern dar.
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Tabelle 2: Installierte Leistung von Windenergieanlagen auf See zum 31.12.2024

Installierte Leistung von Windenergieanlagen auf See bis 31.12.2024 Nordsee Ostsee

Anzahl Leistung in MW Anzahl Leistung in MW

Mit Netzanbindung in Niedersachsen 851 5.252,1 –  –
– davon küstennah 48 224,1 –  –

Mit Netzanbindung in Schleswig-Holstein 478 2.134,8 –  –
– davon küstennah 0 0,0 –  –

Mit Netzanbindung in Mecklenburg-Vorpommern –  – 308 1.828,2
– davon küstennah –  – 48 305,5

Quelle: BNetzA

In Abbildung 1 sind die installierten EE-Leistungen sortiert nach Ländern und installierter EE-
Gesamtleistung dargestellt. Grundsätzlich ist bei den Summierungen der installierten Leistungen 
und des Netto-Zubaus aller EE-Technologien zu beachten, dass es deutliche Unterschiede im Strom-
erzeugungsvermögen der einzelnen EE-Technologien gibt (s. Abschnitt 1.2).

Die hohe Anzahl und die installierte Leistung von EE-Anlagen in den großen Flächenländern sind 
ein Indiz dafür, dass der EE-Ausbau vor allem in der Fläche stattfindet. Veränderungen der installier-
ten Leistungen in den Ländern gegenüber den im Vorjahresbericht genannten installierten Leistun-
gen ergeben sich zum Großteil durch den erfolgten Netto-Zubau im Jahr 2024. Die meiste EE-Erzeu-
gungsleistung ist mit mehr als 34 GW bzw. rund 18 Prozent der gesamten EE-Leistung weiterhin in 
Bayern installiert, gefolgt von Niedersachsen, dem nächstgrößten Flächenland, mit 24 GW bzw. rund 
13 Prozent der gesamten EE-Leistung. Hierbei ist anzumerken, dass das Stromerzeugungsvermögen 
bei PV grundsätzlich nur etwa ein Drittel bis halb so groß ist wie bei Windenergie an Land und PV-
Anlagen zum anderen gerade in Zeiten hoher Stromnachfrage im Winter nur geringe Strommengen 
liefern. Es wird auf Abbildung 7 verwiesen.
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Alle Länder haben sich vorgenommen, den Ausbau der erneuerbaren Energien voranzutreiben. 
Ein Großteil der Länder hat dahingehend Ziele zum EE-Ausbau oder zur Reduktion von Treibhaus-
gasemissionen im Energiesektor im Rahmen von Konzepten, Strategien, Programmen oder ähn-
lichen Dokumenten verankert. In den Länderberichten stellen die Länder gesetzte Länderziele für 
den EE-Ausbau und für die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien dar. Anhang 2 enthält eine 
Übersicht der Länderziele mit Auszügen aus den Länderberichten 2025.

1.1.2  Zubau von EE-Anlagen zur Stromerzeugung im Jahr 2024

Im Jahr 2024 wuchs im Strombereich die installierte Leistung erneuerbarer Energien um insgesamt 
20 GW an. Damit überstieg die zusätzliche Leistung eines Jahres erneut den bisherigen Spitzenzubau 
des Vorjahres (2023: ca. 18 GW).

Der EE-Zubau wird weiterhin von PV- und Windenergieanlagen an Land dominiert. Das hohe Tempo 
des Netto-Zubaus von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien wird vor allem vom PV-Zubau 
bestimmt. Der bisherige höchste Zubau binnen eines Jahres wurde 2024 mit 16,7 GW nochmals um 
9 Prozent übertroffen (2023: 15,3 GW8). Da zum einen das Stromerzeugungsvermögen bei PV grund-
sätzlich nur etwa ein Drittel bis halb so groß ist wie bei Windenergie an Land und PV-Anlagen, zum 
anderen gerade in Zeiten hoher Stromnachfrage im Winter nur geringe Strommengen liefern, kom-
pensiert der Zubau von PV weder in der Höhe noch ohne Weiteres in der Verfügbarkeit des Stroms 
den für die Zielerreichung nach 2023 erneut zu geringen Zubau bei Windenergieanlagen an Land.

8	 BWME, Zeitreihen zur Entwicklung der erneuerbaren Energien in Deutschland unter Verwendung von Daten der Arbeitsgruppe 
Erneuerbare Energien-Statistik (Stand: Februar 2025)

Grafik: BNetzA auf Basis der Daten des MaStR
* Inkl. Grenzkraftwerke (Deutschland/Nachbarstaat) und Pumpspeicher mit natürlichem Zufluss
** Klärgas, Deponiegas und Geothermie

Abbildung 1: �Installierte Leistung von EE-Anlagen zur Stromerzeugung zum 31.12.2024 in MW nach Ländern 

(sortiert)
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Tabelle 3: Netto-Zubau von EE-Anlagen zur Stromerzeugung im Jahr 2024 nach Land

Solare Strah-
lungsenergie

Windenergie 
an Land

Windenergie 
auf See

Biomasse* Wasserkraft** Klärgas Deponiegas Geothermie

Leistung 
[MW]

Leistung 
[MW]

Leistung 
[MW]

Leistung 
[MW]

Leistung 
[MW]

Leistung 
[MW]

Leistung 
[MW]

Leistung 
[MW]

Ausschließliche Wirtschaftszone – – 741,9 – – – – –

Baden-Württemberg 2.181,1 105,4 – 24,8 -0,1 -0,1 -0,1 –

Bayern 4.043,9 45,8 – 3,0 4,1 0,2 – –

Berlin 98,5 0,0 – – – – – –

Brandenburg 1.335,4 325,4 – 6,2 – 1,2 – –

Bremen 33,6 – – – – – – –

Hamburg 56,4 0,0 – -0,2 – – – –

Hessen 872,9 108,9 – -0,1 0,0 – – –

Mecklenburg-Vorpommern 463,5 72,7 – 4,1 – – – –

Niedersachsen 1.621,0 442,4 – 52,2 -0,0 -0,3 – –

Nordrhein-Westfalen 2.191,2 631,5 – 1,2 -0,0 0,1 -0,1 –

Rheinland-Pfalz 920,1 154,5 – -0,1 0,0 0,2 -0,1 –

Saarland 154,4 7,1 – – – – – –

Sachsen 1.125,4 9,3 – 6,6 -0,4 – -1,5 –

Sachsen-Anhalt 560,6 201,2 – -0,9 – – – –

Schleswig-Holstein 717,0 468,4 – 3,7 0,0 – – –

Thüringen 359,9 21,9 – 0,3 – – – –

Gesamt bis 31.12.2024 16.734,9 2.594,6 741,9 100,9 3,6 1,2 -1,7 0,0

Quelle: Marktstammdatenregister der Bundesnetzagentur; Datenstand: 13.02.2025; Auswertungszeitraum: Jan. – Dez. 2024. Der Nettozubau aggregiert die Inbetrieb
nahmen abzgl. der Stilllegungen im Auswertungszeitraum. In der Tabelle ist ein Wert von 0 durch ein „-“ ausgewiesen. Die Angabe „0,0“ bzw. „-0,0“ weist einen 
betragsmäßigen Wert kleiner 0,05 aus.

* ohne Klärgas und Deponiegas (gesondert ausgewiesen)

** mit Grenzkraftwerken (Deutschland/Nachbarstaat) und Pumpspeichern mit natürlichem Zufluss

Tabelle 3 zeigt die zugebauten EE-Leistungen im Jahr 2024 nach Land und Technologie. Im Vergleich 
zum Vorjahr ist der Netto-Zubau von EE-Anlagen in 12 Ländern angestiegen. Bei der PV wurde mit 
Abstand der größte Zubau verzeichnet. Im Ländervergleich ist Bayern beim PV-Zubau mit Abstand 
führend (mehr als 4 GW PV-Zubau), in Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg lag der PV-
Zubau bei jeweils über 2 GW. Der Zubau bei Wind an Land war mit insgesamt 2,6 GW unterhalb 
des Vorjahreswertes (2023: 3 GW). In Schleswig-Holstein wurden nach der hohen Jahreszubauleis-
tung in 2023 von 1,1 GW (netto) bei Wind an Land im darauffolgenden Jahr mit einem Nettozubau 
von ca. 470 MW nur noch ca. 50 Prozent davon registriert. Im Vergleich mit dem Zubau im Vorjahr 
2023 hat der Zubau von Windenergieanlagen im Jahr 2024 lediglich in Nordrhein-Westfalen und in 
Sachsen-Anhalt auf höherem Niveau zugenommen. In Mecklenburg-Vorpommern wurden 2023 
im Küstenmeer noch Windenergieanlagen mit einer Leistung ca. 260 MW installiert, demgegenüber 
fand 2024 keine Installation offshore statt. Es fällt auf, dass in einigen Flächenstaaten der Windan-
lagenzubau noch auf sehr niedrigem Niveau erfolgt.

Dennoch ist – bedingt durch den PV-Zubau und analog zur gesamtinstallierten Leistung (s. Abbil-
dung 1) – der stärkste Zubau von EE-Anlagen im Jahr 2024 in Ländern mit den größten Landes
flächen registriert worden.
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Der Zubau von Windenergieanlagen auf See hat sich 2024 gegenüber dem Vorjahr verdreifacht. 
Es wurden in der Ausschließlichen Wirtschaftszone 73 Anlagen mit einer Leistung von insgesamt 
742 MW installiert. Der Zubau von Wasserkraftanlagen sowie von Anlagen zur Nutzung von Klärgas 
war im Jahr 2024 gering. Bei der Geothermie fand kein Zubau statt. Bei Deponiegas war die instal-
lierte Leistung Ende 2024 niedriger als im Jahr davor.

1.1.3  Zubau von Photovoltaikanlagen im Jahr 2024

Aus dem MaStR werden bei PV-Anlagen folgende Errichtungsorte (entspricht im wesentlichen 
Anlagentypen) unterschieden bzw. zusammengefasst:

	z Gebäudesolaranlagen (i. E. Anlagen auf und an Gebäuden, im Wesentlichen Dach- und Fassaden-
anlagen),
	z Freiflächensolaranlage (i. E. Einheiten auf Freiflächen und auf Gewässern),
	z sonstige Solaranlagen (Anlagen auf Großparkplätzen, an Lärmschutzwänden und andere sonstige 

bauliche Anlagen),
	z steckerfertige Erzeugungsanlagen (sog. Plug-in- bzw. Balkonanlagen).

Abbildung 2 zeigt die Anteile nach Errichtungsorten für die gesamte installierte PV-Leistung Ende 
2024 in Deutschland. Wie im Vorjahr waren etwa zwei Drittel der PV-Anlagen an oder auf Gebäuden 
und etwa ein Drittel auf Freiflächen oder sonstigen baulichen Anlagen montiert. Die Anteile stecker-
fertiger Anlagen sind wegen ihrer geringen Gesamtleistung in der Grafik kaum erkennbar.

Abbildung 2: �Aufteilung der installierten Gesamtleistung von PV-Anlagen (99,8 GW) nach Errichtungsort 

zum 31.12.2024

Grafik: BMWE auf Basis des MaStR (BNetzA, Datenstand: 13.02.2025)

Der Zubau von PV-Leistung hat im Jahr 2024 erneut einen Höchstwert erreicht und mit 16,7 GW 
den Vorjahreswert um 13 Prozent übertroffen. Maßgeblich für diese Entwicklung sind nach wie 
vor Anlagen auf bzw. an Gebäuden, d. h. vorwiegend Dachanlagen. Diese Anlagen machten auch 
im Jahr 2024 mit rund 10 GW über 66 Prozent der netto zugebauten Leistung von PV-Anlagen aus. 
Der Anteil von Freiflächenanlagen am Zubau beträgt rund 30 Prozent, der von sonstigen baulichen 
Anlagen, die weitgehend auch als Freiflächenanlagen wahrgenommen werden, rund 3 Prozent.
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9	 Die genauen Daten zur Verteilung der insgesamt installierten PV-Leistung auf Länder und Errichtungsorte sowie zum geringen Rückbau 
nach den o. g. Kategorien sind dem Anhang 4 (Tabellen A5 (A5.1 bis A5.4)) zu entnehmen.

Plug-In- bzw. Balkonanlagen standen bei der Anzahl der neu zugebauten Anlagen im Jahr 2024 mit 
mehr als 440.000 registrierten Anlagen bzw. über 40 Prozent der Anlagen an zweiter Stelle nach den 
Gebäudeanlagen (im Wesentlichen Dachanlagen). Hier zeigt sich erneut, dass ein wachsender Teil 
der Bevölkerung aktiv zur Energiewende beiträgt, auch wenn wegen der geringen Leistung je Bal-
konanlage diese Anlagen nur ca. 2-3 Prozent der zugebauten PV-Leistung ausmachen. Vernachläs-
sigbar klein sind weiterhin die Anteile von PV-Anlagen auf Gewässern (in der Darstellung integriert 
in die Freiflächenanlagen). Der Rückbau von PV-Anlagen war auch im Jahr 2024 so gering, dass in 
der Auswertung zwischen Inbetriebnahmen und Netto-Zubau nicht näher unterschieden wird.

Abbildung 3 zeigt die Leistung des PV-Zubaus im Jahr 2024 nach Errichtungsort für alle Länder. Im 
Vergleich der Länder untereinander wurden in Bayern erneut sowohl die größte Freiflächen-, als 
auch die größte Dachanlagenleistung neu installiert, insgesamt 4 GW. Deutlich über je 2 GW lag der 
Netto-Zubau von PV-Anlagen insgesamt auch in Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg (je 
ca. 2,2 GW). In Bayern und Nordrhein-Westfalen wurde im Dachflächensegment annähernd gleich 
viel zugebaut. Von den Freiflächenanlagen ist knapp ein Drittel (ca. 2 GW) in Bayern zugebaut wor-
den. Der zweitgrößte Zubau in diesem Segment fand im Jahr 2024 mit ca. 1 GW erneut in Branden-
burg statt.9 Den größten Zuwachs beim Zubau im Freiflächensegment – je dreimal so viel wie im 
Vorjahr – erzielten Sachsen und Niedersachsen, wo zusammen 1 GW zugebaut wurde.

Abbildung 3: Netto-Zubau von PV-Anlagen im Jahr 2024 nach Land und Errichtungsort

Quelle: BNetzA auf Basis der Daten des MaStR

* Als Freiflächensolaranlage werden Einheiten auf Freiflächen und Gewässern zusammengefasst.

** Als Sonstige Solaranlage werden Einheiten auf Großparkplätzen, an Lärmschutzwänden und auf anderen sonstigen baulichen Anlagen zusammengefasst.
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Abbildung 4: �Flächenbezogener Bruttozubau bei Photovoltaik für das Jahr 2024 bezogen auf Landesfläche 

in kW/km²

Grafik: Fachagentur Wind und Solar auf Kartenbasis © GeoNames, Microsoft, TomTom; Datenquelle: MaStR

1.1.4  Zubau von Windenergieanlagen im Jahr 2024

Der Netto-Zubau von Windenergieanlagen im Jahr 2024 ergibt sich aus Inbetriebnahmen neuer 
Windenergieanlagen (Brutto-Zubau) mit einer Gesamtleistung von rund 3,3 GW und einem Rück-
bau von Windenergieanlagen mit einer Gesamtleistung von annähernd 0,7 GW. Er betrug im Jahr 
2024 somit 2,6 GW, rund 13 Prozent weniger als im vorangegangenen Jahr.

Auch im Jahr 2024 fiel die Verteilung der neu installierten Windenergieanlagen im Bundesgebiet 
uneinheitlich aus. Während in den drei Stadtstaaten und dem Saarland keine, eine oder maximal 
zwei neue Anlagen installiert wurden, variierten die Neuinbetriebnahmen in den Flächenstaaten 
zwischen 10 Anlagen mit 35 MW und 166 Anlagen mit 756 MW. Mit rund 2,4 GW trugen auch 
2024 die nördlichen Flächenstaaten Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Schleswig-Holstein und 

Abbildung 4 setzt den Brutto-Zubau bei PV (also die Neuinbetriebnahmen) für das Jahr 2024 ins 
Verhältnis zur jeweiligen Landesfläche und stellt die jeweilige Zubaudichte dar (in kW/km²). 
Der höchste flächenbezogene Zubau fand demnach in den drei Stadtstaaten Berlin, Bremen und 
Hamburg sowie in Nordrhein-Westfalen statt.
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Abbildung 5: �Anzahl der neu installierten Windenergieanlagen nach Ländern im Jahr 2023 (hellblau) 

und 2024 (dunkelblau)

Grafik: BMWE auf Basis der Daten des MaStR der BNetzA (für 2024 mit Stand 13.02.2025; für 2023 mit Stand 19.03.2024)

Brandenburg ca. drei Viertel der gesamten Neuinstallationen bei. Wie in Abbildung 5 ersichtlich, hat 
Nordrhein-Westfalen die Anzahl der neu installierten Anlagen im Jahr 2024 gegenüber dem Vorjahr 
deutlich gesteigert. Dies gilt auch – wenngleich auf niedrigem Niveau – für Sachsen-Anhalt, Baden-
Württemberg und Bayern. Auffällig ist der Rückgang des Anlagenzuwachses gegenüber dem Vorjahr 
um fast 50 Prozent in Schleswig-Holstein. Dennoch bleibt Schleswig-Holstein – und das trotz bereits 
hoher installierter Leistung – beim Zubau von Windenergieanlagen mit ca. 580 MW Neuinstallatio-
nen auch 2024 unter den drei zubaustärksten Ländern.

Abbildung 6 setzt den Brutto-Zubau bei Windenergie an Land (also die Neuinbetriebnahmen) für 
das Jahr 2024 ins Verhältnis zur jeweiligen Landesfläche und verdeutlicht, wie stark dieser Ausbau
index bei der Windenergie an Land variiert.
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Abbildung 6: �Flächenbezogener Bruttozubau bei Windenergie an Land für das Jahr 2024 bezogen auf 

Landesfläche in kW/km²

1.1.5  Zubau von EE-Anlagen im 1. Halbjahr 2025

Aus den bis einschließlich Juni 2025 im MaStR gemeldeten Leistungen ergibt sich ein Netto-Zubau 
von ca. 7 GW bei PV und 1,9 GW bei Windenergie an Land im ersten Halbjahr 2025. Im Vergleich 
zum Vorjahreszeitraum ist der Netto-Zubau bei PV damit um rund 7 Prozent zurückgegangen, bei 
Windenergie an Land jedoch um etwa 100 Prozent gestiegen. Im ersten Halbjahr 2025 zeichnet sich 
mit Blick auf den PV-Ausbau eine abnehmende Dynamik beim Zubau von PV-Dachanlagen ab, 
allem voran bei kleineren Anlagen. Der Zubau von Gebäudesolaranlagen betrug im 1. Halbjahr 2025 
ca. 3,8 GW, im 1. Halbjahr 2024 waren 4,5 GW zu verzeichnen10.

Insgesamt waren Ende des ersten Halbjahres 2025 deutschlandweit eine PV-Leistung von 107,4 GW 
und eine Leistung von Windenergie an Land von 65,4 GW installiert. Insgesamt erhöhte sich die ins-
tallierte EE-Gesamtleistung im ersten Halbjahr 2025 auf nunmehr 197 GW.

Der größte Zubau wurde mit rund 1,9 GW in Bayern erreicht, gefolgt von Nordrhein-Westfalen mit 
rund 1,5 GW.

10	 siehe Bericht 2024 des Bund-Länder-Kooperationsausschusses (Anhang 5, Tabelle A13.2); Datenstand 15.7.2024)

Grafik: Fachagentur Wind und Solar auf Kartenbasis © GeoNames, Microsoft, TomTom; Datenquelle: MaStR

Ohne Werte für die Stadtstaaten, da kein Zubau oder nicht relevanter Zubau von max. zwei Kleinwindanlagen registriert.



16

1.2  Stromerzeugung aus EE-Anlagen im Jahr 2024

Da Daten zur Stromerzeugung aus EE-Anlagen länderscharf z.T. gar nicht bzw. nicht aktuell vorlie-
gen, wird die Stromerzeugung aus EE-Anlagen deutschlandweit betrachtet.

Insgesamt wurden in Deutschland im Jahr 2024 284 TWh Strom aus erneuerbaren Energien gewon-
nen bzw. gewandelt, womit mehr als die Hälfte des Bruttostromverbrauchs (54,4 Prozent) gedeckt 
werden konnte.

Der Richtwert für die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien wurde im EEG-Strommengen-
pfad (§ 4a) für das Jahr 2024 auf 310 TWh festgelegt. Dieser Wert wurde um 8 Prozent (26 TWh) ver-
fehlt.

Im Vergleich zum Jahr 2023 ist die EE-Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien trotz eines fort-
gesetzten Zubaus an Anlagen nur um 3 Prozent (9 TWh) angestiegen. Maßgeblich war dafür eine 
gesteigerte Stromerzeugung aus PV und Wasserkraft, während die Produktion von Windstrom – 
trotz nennenswertem Zubau von Windenergieanlagen – zurückging. Windenergie blieb dennoch 
mit einem Anteil von fast 27 Prozent am Bruttostromverbrauch mit Abstand der wichtigste Energie-
träger zur Stromerzeugung in Deutschland. Der Bruttostromverbrauch in Deutschland lag 2024 mit 
521,7 TWh nur geringfügig über dem niedrigen Niveau des Vorjahres (2023: 520,5 TWh).

Hauptquellen der erneuerbaren Stromerzeugung sind Wind- und Solarenergie. Mit knapp 139 TWh 
stammte im Jahr 2024 etwa die Hälfte des Stroms aus erneuerbaren Energien aus Windenergieanla-
gen, wovon 112,8 TWh an Land und 26,1 TWh (2023: 23,9 TWh) auf See erzeugt wurden. Aufgrund 
im Vergleich zum Vorjahr windärmerer Wintermonate ging damit die Windstromerzeugung leicht 
zurück. Die Stromproduktion aus Photovoltaikanlagen war hingegen aufgrund eines beachtlichen 
Zubaus um 16 Prozent und trotz durchschnittlicher solarer Strahlungsverhältnisse mit 74,1 TWh 
erheblich höher als im Vorjahr (2023: 63,9 TWh). Der Solarstromanteil an der gesamten Stromerzeu-
gung aus erneuerbaren Energien erreichte damit 26 Prozent. Die Stromerzeugung aus Biomasse 
konnte das Niveau des Vorjahres halten (41,5 TWh; Anteil am EE-Strom: 15 Prozent ohne biogenen 
Anteil am Abfall), während aufgrund des hohen Niederschlags etwa 11 Prozent mehr Strom aus 
Wasserkraft produziert wurde als im Jahr 2023 (22 TWh). Der Anteil der Wasserkraft lag damit bei 
8 Prozent an der gesamten Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien.
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Abbildung 7: Anteile an installierter EE-Gesamtleistung und EE-Bruttostromerzeugung im Jahr 2024

Grafik: BMWE (Daten: AGEE-Stat Zeitreihen zur Entwicklung der erneuerbaren Energien in Deutschland (Stand: Februar 2025) und BNetzA auf Basis der Daten des MaStR 
mit Datenstand 13.02.2025)

In Abbildung 7 zeigt die rechte Säule, wie sich der erzeugte Strom auf die EE-Technologien verteilt, 
d. h. welchen Anteil am erneuerbar produzierten Strom die jeweilige Energiequelle im Jahr 2024 
hatte. Zum Vergleich ist mit der linken Säule der Anteil der EE-Technologien an der insgesamt ins-
tallierten EE-Leistung dargestellt. Dabei produzierten Windenergieanlagen an Land und auf See 
zusammen etwa die Hälfte des gesamten EE-Stroms. Windenergieanlagen an Land allein erzeugten 
anderthalbmal so viel Strom wie die um mehr als die Hälfte größere installierte Leistung der PV-
Anlagen. Der EE-Kraftwerksmix bestand Ende 2024 zu 53 Prozent aus PV-Anlagenleistung. Wind-
energieanlagen an Land und auf See machten gemeinsam 39 Prozent aus. Die übrigen EE-Technolo-
gien, darunter vor allem Biomasse und Wasserkraft, erzeugen mit Anteilen von 5 bzw. 3 Prozent der 
installierten Leistung rund ein Viertel des Stroms aus erneuerbaren Energien.

Es gibt deutliche Unterschiede im Erzeugungsvermögen der einzelnen Technologien. Während 
die Anteile an der installierten Leistung und der Stromerzeugung bei der Windenergie an Land 
nahe beieinanderliegen, ist der Anteil der PV an der Stromerzeugung weniger als halb so groß wie 
der Anteil am Kraftwerksmix der erneuerbaren Energien. Bei Biomasse, Windenergie auf See und 
Wasserkraft ist es hingegen umgekehrt: Der Anteil an der Stromerzeugung ist zwei- bis dreimal so 
hoch wie der Anteil an der installierten EE-Leistung.

Der Einfluss der Witterung, der im Gesamtjahr 2024 – trotz deutlichem Zubau – nur zu einem 
leichten Anstieg der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien führte, hat sich nach vorläufigen 
Angaben der Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien Statistik (AGEE-Stat) im ersten Halbjahr 2025 
fortgesetzt. Demnach sank die EE-Strommenge im ersten Halbjahr 2025 sogar auf Grund der sehr 
windarmen und gleichzeitig trockenen Witterung gegenüber dem Vorjahreszeitraum um etwa 
5 Prozent bzw. 7 TWh. Insgesamt wurden von Januar bis Juni rund 142 TWh Strom aus erneuerbaren 
Energieträgern erzeugt.
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2  Windenergie an Land – Flächen und Genehmigungen

2.1  Stand der Umsetzung der Ziele zur Flächenausweisung nach WindBG

Mit dem sog. Wind-an-Land-Gesetz und dem darin enthaltenen Windenergieflächenbedarfsge-
setz (WindBG) wurde 2023 erstmals ein Ziel für die auszuweisende Fläche für Windenergie an Land 
verankert. In der Summe muss bis Ende des Jahres 2032 ein Anteil von mindestens 2 Prozent der 
Bundesfläche ausgewiesen werden. Ein Verteilungsschlüssel gibt für die Länder individuelle, ver-
bindliche Zielwerte bis Ende 2032 vor und legt bis Ende 2027 zu erreichende Zwischenziele fest, 
wobei beide (landesweiten) Zielvorgaben im Gesetz als „Flächenbeitragswert“ bezeichnet werden. 
Für Konstellationen, in denen das jeweilige Land von der im WindBG eingeräumten Möglichkeit 
eines Herunterbrechens der landesspezifischen Flächenziele auf die regionale oder kommunale 
Ebene Gebrauch macht, wird im Gesetz der Begriff „Teilflächenziele“ genutzt.

Durch die ebenfalls mit dem Wind-an-Land-Gesetz geänderten Vorschriften des Baugesetzbuchs 
(BauGB) hat sich zudem die Planungssystematik geändert. Zum einen hat die Vorgabe klarer, gesetz-
licher Ziele für die Ausweisung von Flächen für die Windenergie an Land (Windenergiegebiete) 
die komplexen Vorgaben der im Zusammenhang mit einer Konzentrationszonenplanung nach 
§ 35 Abs. 3 S. 3 BauGB entwickelten Rechtsprechung abgelöst. Damit soll die Planung vereinfacht, 
beschleunigt und rechtssicherer gestaltet werden. Zum anderen wurden im BauGB Rechtsfolgen für 
den Fall einer Zielerreichung und Zielverfehlung geregelt.

Wird das Flächenziel erreicht, sind Windenergieanlagen nur noch innerhalb von Windenergie-
gebieten bauplanungsrechtlich privilegiert, außerhalb gelten sie dann baurechtlich als nicht privi-
legierte Vorhaben im Außenbereich (Ausnahme: § 249 Abs. 3 BauGB). Wird das Flächenziel verfehlt, 
bleiben Windenergievorhaben demgegenüber im gesamten bauplanungsrechtlichen Außenbereich 
privilegiert. Auch etwaige landesgesetzliche Mindestabstandsregelungen entfallen nach § 249 Abs. 9 
BauGB, sofern das Ziel nicht erreicht wird.

Setzt das Land selbst das Flächenziel durch eigene landesweite oder regionale Raumordnungspläne 
um und werden keine Teilflächenziele bestimmt, gelten die Rechtsfolgen landesweit. Hat das Land 
Teilflächenziele definiert und so seinen Flächenbeitragswert auf einzelne Landesteile herunterge-
brochen, gelten die Rechtsfolgen nur im Außenbereich des von der Zielverfehlung betroffenen Lan-
desteils.

Die mit Feststellung der Zielerreichung eintretende Entprivilegierung gilt nicht für Repowering-
Vorhaben. Diese bleiben bis Ende des Jahres 2030 auch außerhalb ausgewiesener Windenergiege-
biete privilegiert, sofern bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind; § 249 Abs. 3 BauGB. Bis zum Ein-
tritt der Rechtsfolge bzw. bis zum Stichtag Ende 2027 gelten Erleichterungen für das Repowering 
nach dem Überleitungsrecht nach § 245e Abs. 3 BauGB, wonach Repowering-Vorhaben bei be
stehenden Konzentrationsplänen auch außerhalb von Windenergiegebieten planungsrechtlich zu-
lässig sind, soweit die Grundzüge der Planung nicht berührt werden.
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Auf die Flächenbeitragswerte angerechnet werden in Raumordnungsplänen grundsätzlich nur Vor-
ranggebiete und mit diesen vergleichbare Gebiete (übergangsweise zudem Eignungs- und Vorbe-
haltsgebiete) sowie in Bauleitplänen für die Windenergienutzung ausgewiesene Sonderbauflächen 
und Sondergebiete und mit diesen vergleichbare Ausweisungen. Die Zielvorgaben des WindBG 
beziehen sich auf sog. Rotor-außerhalb-Flächen, bei denen der Rotor der Windenergieanlagen über 
die ausgewiesene Fläche hinausragen darf. Für die in Raumordnungs- und Bauleitplänen ausge-
wiesenen Flächen für die Windenergie, bei denen die Rotorblätter der Windenergieanlage inner-
halb der Flächengrenzen liegen müssen (sog. Rotor-innerhalb-Flächen), sieht das Gesetz nur eine 
anteilige Anrechnung vor (vgl. 2.2.3). Für Bestandspläne, die bislang keine ausdrückliche Festlegung 
zur Rotorplatzierung treffen, kann der Planungsträger durch Beschluss klarstellen, dass die Rotoren 
über die ausgewiesenen Flächen hinausragen dürfen. Die Anwendung beschränkt sich auf Fälle, in 
welchen eine Rotor-außerhalb-Planung zwar materiell zugrunde lag jedoch nicht explizit als solche 
benannt wurde. Nach dem 1. Februar 2023 wirksam gewordene Planungen werden nach § 4 Abs. 1 
S. 5 WindBG zudem auf die Flächenziele nur insoweit angerechnet, wie die Flächen keine Bestim-
mungen zur baulichen Höhe enthalten. Beide Regelungen zielen auf eine möglichst hohe Nutzbar-
keit von Flächen bzw. einen möglichst hohen Stromertrag ab und beziehen sich auf die planerischen 
Ausweisungen der Pläne. Nicht erfasst sind nach dem Wortlaut der Regelung hingegen Höhenbe-
grenzungen, die erst im Rahmen der Genehmigungsentscheidung, z. B. aufgrund ordnungsrechtli-
cher Vorgaben, festgelegt werden. Auf das Ziel für 2032 können außerdem Flächen im Umkreis der 
Rotorblattlänge von in Betrieb befindlichen Einzelanlagen angerechnet werden, auch wenn diese 
außerhalb ausgewiesener Windenergiegebiete liegen.

Tabelle 4 stellt die Umsetzung des WindBG auf Grundlage der Länderberichte und Nachweise nach 
§ 3 Abs. 3 WindBG dar. Soweit ergänzend zur landesrechtlichen Umsetzung nach § 3 Abs. 2 und 3 
WindBG länderspezifische Regelungen getroffen wurden, sind diese in separater Spalte dargestellt. 
Die aufgeführten länderspezifischen Regelungen stellen nicht zwingend landesrechtlich veränderte 
Zielmarken im Sinne des § 3 Abs. 4 WindBG dar.

Die Umsetzung erfolgt abgesehen von den Stadtstaaten und dem Saarland auf regionaler Ebene, 
entweder gleichverteilt oder potenzialbasiert. Hervorzuheben ist, dass in den Ländern Baden-Würt-
temberg, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen der Flächenbeitragswert für das Jahr 2032 bereits 
im Jahr 2025 oder 2026 erreicht werden soll; in Berlin, Hamburg und Schleswig-Holstein bereits im 
Jahr 2027 und in Rheinland-Pfalz bereits im Jahr 2030. Das Saarland legt einen höheren Zielwert von 
2 Prozent fest und möchte diesen bis 2030 erreichen.
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Tabelle 4: Stand der Umsetzung der Ziele zur Flächenausweisung nach WindBG

Flächen
beitragswert  

2027

Flächen-
beitragswert  

2032

Länder
spezifische 
Regelung

Ebene Verteilungs-
schlüssel

Rechtliche Umsetzung

Baden-Württemberg 1,1 % 1,8 % 1,8 % bis 2025 regional gleich verteilt § 20 KlimaG BW

Bayern 1,1 % 1,8 %1 regional gleich verteilt LEP, Teilfortschreibung

Berlin 0,25 % 0,5 % 0,5 % bis 2027 kommunal Änderung FNP

Brandenburg 1,8 % 2,2 % regional gleich verteilt Gesetz zur Festlegung 
regionaler Teilflächenziele

Bremen 0,25 % 0,5 % kommunal § 1 BremWindBGUG

Hamburg 0,25 % 0,5 % 0,5 % bis 2027 kommunal Änderung FNP

Hessen 1,8 % 2,2 % regional potenzialbasiert Feststellung des Erreichens des 
Beitragswerts 2027

Mecklenburg-Vorpommern 1,4 % 2,1 % regional gleich verteilt § 9a LPlG MV

Niedersachsen 1,7 % 2,2 % 2,2 % bis 2026, 
§ 3 Abs. 2 S. 2 

NKlimaG

regional potenzialbasiert § 2 NWindG

Nordrhein-Westfalen 1,1 % 1,8 % 1,8 % bis 2025 regional potenzialbasiert LEP

Rheinland-Pfalz 1,4 % 2,2 % 2,2 % bis 2030 regional potenzialbasiert1 § 1 LWindGG

Saarland 1,1 % 1,8 % 2,0 % bis 2030 kommunal potenzialbasiert § 4 SFZG

Sachsen 1,3 % 2,0 % (2,0 % bis 2027)2 regional gleich verteilt § 4a SächsLPlG

Sachsen-Anhalt 1,8 % 2,2 % regional potenzialbasiert § 9a LEntwG LSA

Schleswig-Holstein 1,3 % 2,0 % 2,0 % bis 2027 regional LEP, Teilfortschreibung

Thüringen 1,8 % 2,2 % regional potenzialbasiert LEP, Teilfortschreibung

Quelle: UBA auf Basis der Länderberichte und Nachweise nach § 3 Abs. 3 WindBG

1  Konkrete Verteilung noch ausstehend. 
2 � Der sächsische Landtag hat am 10.09.2025 die Anpassung der Flächenbeitragswerte Sachsens an die Vorgaben für Sachsen gemäß WindBG beschlossen und damit das 

ursprüngliche Vorziehen des 2 Prozent-Zieles bis 2027 zurückgenommen (siehe https://edas.landtag.sachsen.de/viewer.aspx?dok_nr=4013&dok_art=Drs&leg_per=8).

2.2  Ausgewiesene Fläche für Windenergie an Land

2.2.1  Hintergrund zur Planungspraxis und aktuelle Planungssituation in den Ländern

Flächenausweisungen für die Windenergie an Land können zum einen auf Ebene der Raumord-
nungsplanung für das Landesgebiet (landesweiter Raumordnungsplan) bzw. für Teilräume der 
Länder (Regionalpläne) und andererseits auf kommunaler Ebene im Rahmen der Bauleitplanung 
(Flächennutzungsplan und daraus entwickelte Bebauungspläne) erfolgen. Generell wurde bislang 
im Bereich der Raumordnungs- und Flächennutzungsplanung zwischen abschließender und nicht 
abschließender Planung unterschieden11. Während bei einer nicht abschließenden Planung auch 
außerhalb der für die Windenergienutzung ausgewiesenen Flächen die grundsätzliche Privilegie-
rung der Windenergie an Land im Außenbereich nach § 35 Abs. 1 Nr. 5  BauGB greift, kann durch 
eine abschließende Planung die Realisierung von Windenergieanlagen im bauplanungsrechtlichen 
Außenbereich im Ergebnis auf die hierfür explizit vorgesehenen Flächen konzentriert und im übri-
gen Planungsraum grundsätzlich ausgeschlossen werden (außergebietliche Ausschlusswirkung gem. 
§ 35 Abs. 3 S. 3 BauGB). Das sog. Wind-an-Land-Gesetz stellt mit dem Überleitungsrecht sicher, dass 

11	 Änderungen ergeben sich durch das Gesetz zur Erhöhung und Beschleunigung des Ausbaus von Windenergieanlagen an Land 
(Artikelgesetz) u. a. durch das WindBG und Änderungen des BauGB, s. 2.1.

https://edas.landtag.sachsen.de/viewer.aspx?dok_nr=4013&dok_art=Drs&leg_per=8


21

die Ausschlusswirkung von Bestandsplanungen für einen Übergangszeitraum aufrechterhalten 
wird. Dieser Zeitraum endet mit der Feststellung des Flächenbeitragswertes oder des Teilflächenziels 
durch den jeweils zuständigen Planungsträger, spätestens aber mit Ablauf des ersten Stichtags Ende 
des Jahres 2027 (vgl. § 245e Abs. 1 BauGB). Für neue Planungen, die für das Erreichen der Flächen-
ziele begonnen werden, wird die Systematik des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB durch eine Planung abge-
löst, die nur positiv definiert, auf welchen Flächen Windenergievorhaben zulässig sein werden, ohne 
dass dafür der „Ausschlussbereich“ einbezogen werden muss. Mit der sog. Positivplanung wird die 
Ausweisung von Windenergiegebieten vereinfacht.

Die Flächenausweisungspraxis für die Windenergie an Land ist in Deutschland bislang sehr hetero-
gen. Es bestehen erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern und zum Teil auch zwi-
schen den einzelnen Planungsregionen oder Kommunen innerhalb eines Landes. In den Ländern 
Brandenburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein, Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen sowie in Teilen von Niedersachsen erfolgte bislang eine abschließende Regionalpla-
nung. Mit Umsetzung der Flächenbeitragswerte ändert sich die Planungssystematik entsprechend. 
Die Länder Baden-Württemberg, Bayern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Saarland wei-
sen bislang vornehmlich, Niedersachsen in Teilen, eine nicht abschließende Landes- oder Regional-
planung auf. Zusätzlich zu den Flächen, die für Windenergie an Land in der Raumordnungsplanung 
festgelegt sind, können die Kommunen weitere Flächen auf Bauleitplanebene ausweisen und Wind-
energieanlagen bis zur Feststellung der Erreichung der Flächenbeitragswerte nach WindBG auch 
ohne Bauleitplanung im Rahmen der baurechtlichen Privilegierung errichtet werden (§ 249 Abs. 2 
BauGB). Dieser bislang nicht seltene Fall wird jedoch in den folgenden Auswertungen nicht erfasst, 
was bei der Interpretation der Ergebnisse unbedingt zu beachten ist.  In einigen Regionen findet die 
Flächenausweisung bislang ausschließlich auf Ebene der Bauleitplanung statt.

Vorgaben zu pauschalen Abständen zur Wohnbebauung

Grundsätzlich besteht nach § 249 Abs. 9 BauGB für die Länder weiterhin die Möglichkeit, die privi-
legierte Zulässigkeit von Windenergieanlagen von der Einhaltung pauschaler Mindestabstände zur 
Wohnbebauung bis maximal 1.000 Meter (m) abhängig zu machen. Dabei gilt jedoch die Maßgabe, 
dass Abstandsregelungen keine Anwendung in ausgewiesenen Windenergieflächen finden dürfen. 
Werden die Flächenziele zum jeweiligen Stichtag verfehlt, treten die Abstandsregeln außer Kraft.

Vor dem Hintergrund dieser Rechtslage wurde die bayerische 10-H-Regelung in den Jahren 2022 und 
2023 geändert und ergänzt. Seit 31. Mai 2023 sind innerhalb eines Windenergiegebietes im Sinne des 
§ 2 Nr. 1 WindBG gar keine landesrechtlichen Mindestabstände mehr einzuhalten (Art. 82b BayBO). 
Die bestehenden Abstandsregelungen in Brandenburg, Sachsen und Thüringen sind dergestalt modi-
fiziert worden, dass eine Anwendung auf ausgewiesene Windenergiegebiete ausgeschlossen wird.

Die raumordnerische Abstandsregelung in Rheinland-Pfalz von 900 m für Windenergieanlagen 
besteht weiterhin, für ein Repowering kann sie zusätzlich um 20 Prozent reduziert werden. Die Aus-
wirkung dieser Regelungen wird in den vorgenommenen Analysen nicht dargestellt.

Das novellierte Landesplanungsgesetz (LPlG) in Mecklenburg-Vorpommern sieht eine landesge-
setzliche Abstandsregelung für Windenergiegebiete zu Siedlungsbereichen vor (§ 9a Abs. 5 LPlG). 
Geregelt wird, dass bei der Festlegung von Windenergiegebieten 1.000 Meter Abstand zu Bereichen 
gemäß §§ 30 und 34 BauGB mit Wohn-, Erholungs-, Tourismus- und Gesundheitsfunktion und 
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800 Meter Abstand zu Einzelhäusern und Splittersiedlungen im Außenbereich (§ 35 BauGB) einzu-
halten sind. Bei dieser Regel handelt es sich um eine raumordnerische Vorgabe für die Planung, d. h. 
diese schlägt im Gegensatz zu den vorher dargestellten Regelungen nicht im Sinne einer Entprivile-
gierung auf die Genehmigungsebene durch.

2.2.2  Aktuell rechtswirksam ausgewiesene Fläche für Windenergie an Land

Die Länder berichteten im Rahmen des Kooperationsausschusses zu den zum 31. Dezember 2024 
rechtswirksam ausgewiesenen Flächen für die Windenergie an Land auf Ebene der Raumordnung 
und der Bauleitplanung.

Kommunen können ergänzend zu Ausweisungen der Raumordnung Flächen auf Bauleitplanebene 
ausweisen, wenn auf Ebene der Raumordnung keine abschließende Planung vorliegt. Diese Flächen-
nutzungs- und Bebauungspläne sind entsprechend kleinteiliger als Landes- oder Regionalpläne. Die 
Anzahl der Bauleitpläne ist deutlich höher als die der auszuwertenden Raumordnungspläne, sodass 
sich die Datengrundlage in Ländern ohne abschließende Raumordnungsplanung als wesentlich 
komplexer erweist. Geoinformationssystemdaten (GIS-Daten) für die Flächen der Bauleitplanung 
lagen für den Berichtszeitraum 2024 deshalb nicht vollständig vor, auch wenn sich die Datenqualität 
im Vergleich zum Vorjahr erneut deutlich verbessert hat.

Die Darstellung der Flächen erfolgt im Bericht für die Regional- und Landesplanung zusammen-
fassend für die Gebietskategorien Vorranggebiete (mit und ohne Ausschluss), Eignungsgebiete und 
Vorbehaltsgebiete. Die Daten zur Bauleitplanung, d. h. Flächennutzungspläne und Bebauungspläne 
werden ebenfalls zusammengefasst dargestellt. Die Übermittlung von Angaben zu Flächenauswei-
sungen in Bebauungsplänen erfolgte optional.

Grundlegend ist zu beachten, dass sich auch in Regionen mit nicht abschließender Planung auf 
Ebene der Raumordnung die festgelegten Flächen der Landes- und Regionalplanebene mit den Flä-
chen der Bauleitplanebene zum Teil in erheblichem Umfang überschneiden können. Die Ermittlung 
des Gesamtwertes erfolgt im vorliegenden Bericht anhand der übermittelten GIS-Daten durch Her-
ausrechnung des sich überlagernden Anteils für die Bauleitplanung12. Für Flächen ohne GIS-Daten 
ist eine Herausrechnung nicht möglich, für die ausgewiesenen Flächen wird in diesem Fall eine 
Spanne dargestellt. Auch für das bundesweite Ergebnis kann aus diesem Grund nur eine Spanne für 
die Fläche auf Grundlage der übermittelten Daten und Angaben in den Länderberichten dargestellt 
werden. Danach lag zum 31. Dezember 2024 der Umfang der rechtswirksam ausgewiesenen Fläche 
für die Windenergie an Land bundesweit bei 356.756 ha bis 370.932 ha, was einem Anteil von 1,00 bis 
1,04 Prozent der Fläche der Bundesrepublik entspricht. Auf Landes- und Regionalplanebene waren 
dabei insgesamt 213.943 ha ausgewiesen, auf Bauleitplanebene insgesamt 200.520 ha (vgl. Tabelle 
5). Der ausgewiesene Flächenumfang hat sich gegenüber dem vorherigen Berichtsjahr mit einem 
Flächenanteil von 0,92 bis 0,97 Prozent leicht erhöht. Die Erhöhung ist maßgeblich auf verabschie-
dete Regionalpläne in Brandenburg sowie auf neue Flächen aus der Bauleitplanung aus Bayern und 
Rheinland-Pfalz zurückzuführen. In Schleswig-Holstein sind die Flächen aus dem Planungsraum I 
aufgehoben geworden, dafür wurden für diesen Bereich erstmalig Flächen aus der Bauleitplanung 
übermittelt. Abbildung 8 und Abbildung 9 zeigen den Umfang der rechtswirksam ausgewiesenen 
Flächen für Windenergie an Land in den einzelnen Ländern.

12	 Alle GIS-Analysen im vorliegenden Bericht erfolgen unter Nutzung der Software QGIS 3.8 Zanzibar.
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Tabelle 5: Rechtswirksam ausgewiesene Flächen für Windenergie an Land (zum Stichtag 31.12.2024)

Rechtswirksam ausgewiesene Flächen für Windenergie an Land (zum Stichtag 31.12.2024)

auf Landes- oder 
Regionalplanebene ausgewiesen

(ha)

auf Bauleitplanebene 
ausgewiesen 

(ha)1

Gesamt
(ohne Überschneidungen) 

(ha)

Baden-Württemberg 8.110 14.489 18.111

Bayern 39.187 23.837 59.809

Berlin – – –

Brandenburg 22.694 24.176 38.781

Bremen – 308 308

Hamburg – 180 180

Hessen 39.946 k. A. 39.946

Mecklenburg-Vorpommern 10.736 k. A. 10.736

Niedersachsen2 27.310 49.415 49.415 – 63.5911

Nordrhein-Westfalen 10.552 50.070 53.679

Rheinland-Pfalz3 10.891 27.110 30.706

Saarland 849 4.535 5.017

Sachsen 3.365 k. A. 3.365

Sachsen-Anhalt 15.801 k. A. 15.801

Schleswig-Holstein 19.965 6.400 26.365

Thüringen 4.537 k. A. 4.537

Gesamt 213.943 200.520 356.756 – 370.9321

Quelle: UBA auf Basis der Länderberichte und übermittelten GIS-Daten

1 � Insgesamt auf Bauleitplanebene ausgewiesene Fläche inklusive möglicher Überschneidung mit der Regionalplanung.

2 � Für Niedersachsen wurden zur Bauleitplanung nur teilweise GIS-Daten übermittelt. Es konnte daher keine Gesamtfläche ohne Überschneidungen ermittelt werden, 
dargestellt ist daher vgl. des Berichtes für 2024 eine Spanne (Minimum-Maximum).

3  Die Überlagerung mit dem 900-m-Puffer (Ziel des LEP IV) ist nicht dargestellt.

„k. A.“ steht für „keine Angaben“. Bei abschließender Planung auf Regionalplanungsebene ist die Datenlieferung zur Bauleitplanung optional.

Abbildung 8: Rechtswirksam ausgewiesene Fläche für Windenergie an Land (zum Stichtag 31.12.2024)

Grafik: Eigene Berechnungen UBA auf Basis der übermittelten GIS-Daten;

Hinweis: Abstandsregelungen in RP nicht berücksichtigt.
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Abbildung 9: Rechtswirksam ausgewiesene Fläche im Verhältnis zur Landesfläche (zum Stichtag 31.12.2024)

Grafik: Eigene Berechnungen UBA auf Basis der übermittelten Geodaten und Länderberichte;

Hinweis: Abstandsregelungen in RP nicht berücksichtigt, Herausrechnen der Überschneidung für die Bauleitplanung in Niedersachsen aufgrund nur teilweise vorliegender 
GIS-Daten nur teilweise möglich.

Abbildung 9 zeigt die rechtswirksam ausgewiesene Fläche in den einzelnen Ländern im Verhältnis 
zur jeweiligen Landesfläche.

Wie bereits im vorangegangenen Berichtsjahr zeigt sich, dass einige Länder Flächen in der Größe 
von bis zu 1,9 Prozent ihrer Landesfläche für Windenergie an Land rechtswirksam ausgewiesen 
haben, während die Anteile in anderen Ländern bislang weit darunterliegen. Ergänzend ist jedoch 
anzumerken, dass sich die Verhältnisse mit neuen Ausweisungen im Jahre 2025 insbesondere in 
Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen erheblich verändern werden. Beide Länder wollen 
bereits in 2025 den Flächenbeitragswert für 2032 erreichen, was jeweils einem Anteil von 1,8 Prozent 
an der Landesfläche entspricht.

2.2.3  Berechnung der anrechenbaren Fläche nach WindBG

Für das Erreichen der Flächenziele kommt es nach dem WindBG darauf an, dass die Länder die not-
wendigen Flächen als Windenergiegebiete ausweisen. Nur Flächen, die in Windenergiegebieten 
liegen, sind auf die Flächenbeitragswerte anrechenbar (§ 4 Abs. 1 WindBG). Als Windenergiegebiete 
definiert § 2 Nr.  1 WindBG Ausweisungen von Flächen für die Windenergie an Land, wenn es sich 
um Vorranggebiete und mit diesen vergleichbare Gebiete in Raumordnungsplänen sowie Sonder-
bauflächen, Sondergebiete und mit diesen vergleichbare Ausweisungen in Flächennutzungsplänen 
und Bebauungsplänen handelt. Ergänzend sind für den Flächenbeitragswert 2027 zusätzlich Eig-
nungs- und Vorbehaltsgebiete in Raumordnungsplänen anrechenbar, wenn der Raumordnungsplan 
spätestens am 1. Februar 2024 wirksam geworden ist.
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Für den Flächenbeitragswert sind nach § 4 Abs. 4 WindBG auch Flächen innerhalb des Abbaube-
reichs eines Braunkohlen- oder Sanierungsplans anteilig mit einem Anrechnungsfaktor von 0,5 für 
den Flächenbeitragswert 2027 anrechenbar. Auf den Flächenbeitragswert 2032 ist zudem die vom 
Rotor überstrichene Fläche von in Betrieb befindlichen Windenergieanlagen anrechenbar. Dies 
dürfte im Regelfall jedoch nur marginale Auswirkungen auf den Flächenumfang haben, da selbst 
für Windenergieanlagen mit einem Rotordurchmesser von 165 m lediglich ca. 2 ha pro Anlage anre-
chenbar wären. Die Ermittlung der anrechenbaren Fläche von Einzelanlagen außerhalb ausgewiese-
ner Flächen wurde bislang im Rahmen des Berichtes nicht vorgenommen.

Bauhöhenbeschränkungen können die Wirtschaftlichkeit von Projekten erheblich einschränken. 
Nach dem 1. Februar 2023 wirksam gewordene Flächenausweisungen dürfen, wenn sie auf die Flä-
chenbeitragswerte anrechenbar sein sollen, gemäß § 4 Abs. 1 S. 5 WindBG deshalb keine Bestim-
mungen zur Höhe baulicher Anlagen enthalten. Von dieser Regelung sind keine Höhenbegrenzun-
gen erfasst, die erst als Nebenbestimmung im Rahmen der Genehmigungsentscheidung festgelegt 
werden.

Die bisherigen Flächenausweisungen der Regionalplanung legen überwiegend keine Höhenbe-
schränkungen fest. Einzelne Festlegungen existieren in Regionalplänen in Niedersachsen, Sachsen 
und Thüringen. Wesentlich häufiger bestehen bislang in Bauleitplänen Vorgaben zu Höhenbegren-
zungen. Nach den Länderberichten und Angaben zu den GIS-Daten bestehen teilweise Höhenbe-
schränkungen in Baden-Württemberg, Bremen13, Niedersachsen14 und Rheinland-Pfalz. Die Angabe 
zu den Höhenbeschränkungen erfolgte optional, daher sind Datenlücken nicht auszuschließen.

Ausgewiesene Flächen sind anrechenbar, sobald und solange der Plan wirksam ist. Wird ein Plan 
durch ein Gericht für unwirksam erklärt, so bleibt die ausgewiesene Fläche nach § 4 Abs. 2 WindBG 
für ein Jahr ab Rechtskraft weiter anrechenbar.

Grundsätzlich sind ausgewiesene Flächen in vollem Umfang auf die Flächenbeitragswerte anzu-
rechnen. Rotor-innerhalb-Flächen sind nur anteilig auf die Flächenbeitragswerte anzurechnen 
(§ 4 Abs. 3 WindBG). Voraussetzung für die Anrechenbarkeit ist grundsätzlich das Vorliegen standar-
disierter GIS-Daten.

Berechnung der Rotor-außerhalb-Anteile

Es existieren zwei unterschiedliche planerische Herangehensweisen hinsichtlich der Frage, ob eine 
Anlage mit dem Mastfuß an der Grenze der Fläche gebaut werden kann, der Rotor also über die 
Fläche hinausragen darf (Rotor-außerhalb bzw. Rotor-Out) oder die gesamte Anlage einschließ-
lich des Rotors innerhalb der Fläche liegen muss (Rotor-innerhalb bzw. Rotor-In). Bei einem Rotor-
durchmesser von 165 m reduziert sich die verfügbare Fläche bei einer Rotor-innerhalb-Regelung im 
Durchschnitt um etwa 40 Prozent, die installierbare Leistung um etwa 25 Prozent im Vergleich zu 
einer Rotor-außerhalb-Planung15. Das WindBG erlaubt daher nur eine anteilige Anrechnung auf den 
Flächenbeitragswert für Rotor-innerhalb-Flächen, vgl. § 4 Abs. 3 S. 2 WindBG. Um die ausgewiesenen 

13	 Es handelt sich lediglich um eine einzelne Fläche (3 ha), welche bereits mit einer Windenergieanlage bebaut ist.

14	 Betrifft neun Flächen in einem Landkreis im Umfang von insgesamt 366 ha.

15	 UBA (2022): Auswirkungen einer Rotor-in-Planung auf die Verfügbarkeit von Windflächen, Download: 
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/auswirkungen-einer-rotor-in-planung-auf-die (Stand: 14.07.2025)

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/auswirkungen-einer-rotor-in-planung-auf-die
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Flächenumfänge vergleichen zu können, erfolgt für den Flächenbeitragswert nach dem WindBG 
eine spezifische Umrechnung der Fläche in den Rotor-außerhalb-Flächenwert. Keine Umrechnung 
nach Rotor-außerhalb, bzw. der anrechenbaren Fläche nach WindBG erfolgte, soweit dezidierte 
Beschlüsse zu Rotor-außerhalb vorliegen bzw. die Rotor-Out-Regelung als Angabe in den GIS-Daten 
hinterlegt ist.

Bundesweit ist der Umgang damit, welcher Planungsansatz zu Grunde gelegt wird, unterschiedlich. 
In Schleswig-Holstein, in zwei Regionen in Niedersachsen, einer Region in Sachsen und einer Region 
in Thüringen gilt ein Rotor-innerhalb-Ansatz. In Brandenburg, Hessen und Mecklenburg-Vorpom-
mern, in vier Regionen in Bayern, in drei Regionen in Baden-Württemberg sowie drei Regionen in 
Rheinland-Pfalz gilt ein Rotor-außerhalb Ansatz. Alle anderen Länder bzw. Regionen geben für die 
Regionalplanung an, dass Rotor-außerhalb möglich bzw. nicht ausgeschlossen ist. Für Bauleitpläne 
gilt überwiegend Rotor-innerhalb, jedoch bestehen auch hier nach Angaben der Länder Ausnahmen. 
So wurde etwa für Bremen fast ausschließlich Rotor-außerhalb in den Daten angegeben.

In den meisten Fällen wurde in den textlichen Teilen der Regional- und Bauleitpläne diese Thematik 
bislang nicht explizit geregelt. Nach § 5 Abs. 4 WindBG können Planungsträger bei einem Raum-
ordnungs- oder Flächennutzungsplan, der keine Bestimmung im Hinblick auf die Platzierung der 
Rotorblätter trifft, durch Beschluss klarstellen, dass die Rotorblätter nicht innerhalb der ausgewiese-
nen Fläche liegen müssen, d. h. eine Rotor-außerhalb-Planung vorliegt. Für diesen Berichtszeitraum 
wurde ein entsprechender Beschluss für einzelne Planungen aus Baden-Württemberg, Bayern sowie 
Rheinland-Pfalz und Bremen angegeben. Nach Angaben in den Länderberichten und GIS-Daten ist 
in Bayern und Niedersachsen für einzelne Regionalpläne angekündigt, einen Beschluss zur Klar-
stellung der Rotor-Out-Regelung zu treffen. Zudem erfolgte diese Angabe für einzelne Bauleitpläne 
aus Bayern und Rheinland-Pfalz. Bei der Ermittlung der anrechenbaren Fläche (s. Tabelle 6) wurden 
diese angekündigten Klarstellungsbeschlüsse nicht berücksichtigt. Insgesamt ist damit zu rechnen, 
dass für diejenigen Regional- oder auch Bauleitpläne eine entsprechende Klarstellung erfolgt, für 
welche bereits in der ursprünglichen Planung materiell mit einem Rotor-außerhalb-Ansatz geplant 
wurde, soweit diese nicht durch eine gänzlich neue Planung ersetzt werden.

Die flächenspezifische Umrechnung in Rotor-außerhalb-Anteile wurde anhand der Angabe in den 
GIS-Daten vorgenommen.

Methodisch erfolgt die Umrechnung in den Rotor-außerhalb-Flächenumfang analog zu den Vor-
gaben des WindBG durch eine Pufferung der GIS-Flächen um 75 m nach innen und Abzug des 
entsprechenden Flächenanteils. Die ermittelte Reduktion der verfügbaren Fläche wird bei dieser 
Analyse im Vergleich zur Anwendung in der Praxis voraussichtlich überschätzt, da die der Regional-
planung aufgrund des rahmensetzenden Charakters innewohnende Unschärfe unberücksichtigt 
bleibt.
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Anrechenbare Fläche nach WindBG1 (zum Stichtag 31.12.2024)

auf Landes- oder 
Regionalplanebene

 (ha)

auf Bauleitplanebene  

(ha)2

Gesamt
(ohne Überschneidungen)

(ha)

Baden-Württemberg 6.467 10.284 13.686

Bayern 29.791 16.318 44.508

Berlin – – –

Brandenburg 22.694 17.819 33.750

Bremen – 288 288

Hamburg – 22 22

Hessen 39.946 – 39.946

Mecklenburg-Vorpommern 10.736 – 10.396

Niedersachsen3 16.407 18.773 28.625

Nordrhein-Westfalen 10.552 28.201 34.152

Rheinland-Pfalz4 8.995 18.084 22.501

Saarland 339 2.157 2.385

Sachsen 1.900 – 1.900

Sachsen-Anhalt 11.291 – 11.291

Schleswig-Holstein 12.507 3.579 16.086

Thüringen 2.973 – 2.973

Gesamt 174.558 115.143 262.509

Tabelle 6: �Anrechenbare Fläche nach WindBG (zum Stichtag 31.12.2024) Umrechnung nach Rotor-außerhalb 

entsprechend Angabe in den GIS-Daten)

Quelle: Eigene Berechnungen UBA auf Basis der Länderberichte und übermittelten GIS-Daten

1 �� Zur Ermittlung der Fläche nach WindBG erfolgt bei Rotor-In-Flächen eine Umrechnung nach Rotor-Out indem die Fläche um 75 m nach innen gepuffert wird. 
Zudem werden Überschneidungen der Planungsebenen herausgerechnet um Doppelanrechnungen auszuschließen.

2 � Insgesamt auf Bauleitplanebene anrechenbare Fläche inklusive möglicher Überschneidung mit der Regionalplanung.

3 � Für Niedersachsen wurden zur Bauleitplanung nur teilweise GIS-Daten übermittelt. Für die Flächen ohne GIS-Daten erfolgt keine Anrechnung nach WindBG, da mit 
aufgrund Rechtsänderung vom 7. Juli 2023 die Vorlage von GIS Daten Voraussetzung für die Anrechnung nach § 4 Abs. 1 S. 6 WindBG ist.

4  Abstandsregelungen in RP nicht berücksichtigt.

Abbildung 10: �Anrechenbare Fläche nach WindBG (zum Stichtag 31.12.2024, Umrechnung nach Rotor-außerhalb 

entsprechend Angabe in den GIS-Daten)

Grafik: Eigene Berechnungen UBA auf Basis der übermittelten Geodaten und Länderberichte; Hinweis: Abstandsregelungen in RP nicht berücksichtigt
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Abbildung 11: �Anrechenbare Fläche nach WindBG in den Ländern im Verhältnis zur Landesfläche (zum Stichtag 

31.12.2024, Umrechnung nach Rotor-außerhalb entsprechend Angabe in den GIS-Daten)

Grafik: Eigene Berechnungen UBA auf Basis der übermittelten Geodaten und Länderberichte;

Hinweis: Abstandsregelungen in RP nicht berücksichtigt

Abbildung 12: �Reduktion durch die flächenspezifische Rotor-außerhalb-Umrechnung (Umrechnung nach 

Rotor-außerhalb entsprechend Angabe in den GIS-Daten, zum Stichtag 31.12.2024)

Grafik: Eigene Berechnungen UBA auf Basis der übermittelten Geodaten und Länderberichte; 

Hinweis: Abstandsregelungen in RP nicht berücksichtigt
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2.2.4  Einordnung der Ergebnisse der Analyse

Der Umfang der gemeldeten, rechtswirksam ausgewiesenen Fläche zum Stand 31.12.2024 ist mit 
356.756 ha bis 370.932 ha etwas höher als im Vorjahr mit 328.578 ha bis 345.198 ha. Die Erhöhung ist 
maßgeblich auf verabschiedete Regionalpläne in Brandenburg sowie Bauleitpläne aus Bayern und Rhein-
land-Pfalz zurückzuführen. In Schleswig-Holstein sind die Flächen aus dem Planungsraum I aufgehoben 
geworden, dafür wurden für diesen Bereich erstmalig Flächen aus der Bauleitplanung übermittelt.

Einen erheblichen Einfluss auf die für die Flächenbeitragswerte des WindBG anzurechnende Fläche hat 
die flächenspezifische Umrechnung auf Rotor-außerhalb bei Rotor-innerhalb-Planungen. Der Flächen-
umfang nach flächenspezifischer Umrechnung in den Rotor-außerhalb-Umfang beträgt 262.509 ha, was 
einem Anteil von 0,73 Prozent der bundesweiten Fläche entspricht. Nach WindBG auf die Flächenbei-
tragswerte anrechenbar ist deshalb nur eine um 26 Prozent reduzierte Gesamtfläche im Vergleich zur 
ausgewiesenen Fläche. Zur Erreichung des Flächenbeitragswertes für das Jahr 2027 ist somit mit Stand 
Ende 2024 noch knapp eine Verdoppelung des anrechenbaren Flächenumfanges notwendig.

Nach dem WindBG haben die Planungsträger die Option zur Klarstellung, dass die Gebietsgrenzen in 
bestehenden Plänen vom Rotor überstrichen werden dürfen (Rotor-außerhalb-Planung), sofern dies der 
ursprünglichen Planung bereits zu Grunde lag, aber aus dem Plan nicht explizit hervorgeht. Es ist davon 
auszugehen, dass die Klarstellung für entsprechende Pläne erfolgen wird, sofern diese nicht durch neue 
Planungen ersetzt werden sollen, so dass zukünftig ein höherer Flächenumfang anrechenbar sein wird. 
Dies zeigt sich – wie im vorigen Berichtsjahr – auch für diesen Bericht. Die Reduktion um 26 Prozent ist 
im Vergleich zum Vorjahr mit einer Reduktion um 30 Prozent deutlich geringer. Dies dürfte zum einen 
darauf zurückzuführen sein, dass für einen höheren Flächenumfang in den GIS-Daten Rotor-out hin-
terlegt wurde, zum anderen, dass neue Rotor-außerhalb Planungen verabschiedet wurden.

Tabelle 7 und Abbildung 13 zeigen den Stand der Flächenausweisung und den anrechenbaren Flächen-
anteil nach WindBG im Jahr 2024 im Vergleich zum Flächenbeitragswert in 2027 entsprechend 2.2.3.

Flächenausweisungen in 2024 im Vergleich zum Flächenbeitragswert in 2027

Flächenausweisung 2024 

(ha)

Anrechenbare Fläche 
nach WindBG1

(ha)

Beitragswert 2027 
nach WindBG

( %)

Beitragswert 2027 
nach WindBG

(ha)

Baden-Württemberg 18.111 13.686 1,1 39.323

Bayern 59.809 44.508 1,1 77.596

Berlin – – 0,25 223

Brandenburg 38.781 33.750 1,8 53.377

Bremen 308 288 0,25 105

Hamburg 180 22 0,25 189

Hessen 39.946 39.946 1,8 38.009

Mecklenburg-Vorpommern 10.736 10.396 1,4 32.613

Niedersachsen2 48.923 28.625 1,7 81.107

Nordrhein-Westfalen 53.679 34.152 1,1 37.523

Rheinland-Pfalz3 30.706 22.501 1,4 27.801

Saarland 5.017 2.385 1,1 2.828

Sachsen 3.365 1.900 1,3 23.985

Sachsen-Anhalt 15.801 11.291 1,8 36.826

Schleswig-Holstein 26.365 16.086 1,3 20.546

Thüringen 4.537 2.973 1,8 29.164

Tabelle 7: Anteil Flächenausweisungen im Vergleich zum Flächenbeitragswert in 2027 (zum Stichtag 31.12.2024)

Quelle: Eigene Berechnungen UBA auf Basis der Länderberichte und übermittelten GIS-Daten
1 � Zur Ermittlung der Fläche nach WindBG erfolgt bei Rotor-In-Flächen eine Umrechnung nach Rotor-Out indem die Fläche um 75 m nach innen gepuffert wird. 

Zudem werden Überschneidungen der Planungsebenen herausgerechnet, um Doppelanrechnungen auszuschließen.
2  Flächen ohne GIS-Daten sind in den Angaben zu NI nicht enthalten, da seit dem 3.7.2023 nach WindBG nicht mehr anrechenbar.
3  Abstandsregelungen in RP nicht berücksichtigt.
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Der Vergleich zwischen dem Flächenbeitragswert für das Jahr 2027 und der ausgewiesenen Fläche 
bzw. dem anrechenbaren Flächenanteil nach Rotor-Out-Umrechnung zeigt einen sehr unterschied-
lichen Stand in Bezug auf die Zielerreichung zwischen den Ländern. Hessen und Bremen haben den 
Beitragswert für das Jahr 2027 bereits erreicht. In Hamburg, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-
Pfalz wäre der Flächenbeitragswert bei einer Rotor-Out-Planung erreicht bzw. nahezu erreicht. Für 
Rheinland-Pfalz sind jedoch die Abstandsregelungen in vorstehender Auswertung nicht berücksich-
tigt. Bei diesen drei Ländern ist zudem zu beachten, dass der weit überwiegende Anteil der Flächen-
ausweisung aus der Bauleitplanung kommt, wodurch in vielen Fällen von einer Rotor-In-Planung 
auszugehen ist. Auch in Schleswig-Holstein wäre der Beitragswert bei einer Rotor-Out-Planung 
erreicht, das Land plant jedoch einheitlich Rotor-innerhalb-Flächen. In einigen Ländern muss der 
Umfang an Flächenausweisungen für eine Zielerreichung weiterhin deutlich erhöht werden.

Aufgrund der hohen Dynamik der Planungsprozesse zur Erreichung der Beitragswerte gibt es aktuelle 
Entwicklungen bei der Flächenausweisung, die mit der für diesen Bericht zu Grunde liegenden Daten-
lage (Stichtag 31.12.2024) noch nicht abgebildet werden konnten. In den meisten Planungsregionen sind 
die Pläne bereits offengelegt. In einigen Planungsregionen sind die Flächenbeitragswerte des WindBG 
bereits in diesem Jahr (bis zum Redaktionsschluss des Berichts) vollständig erreicht. Dies gilt für den 
diesjährigen Bericht insbesondere für Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen, da beide Länder 
bereits in 2025 den Beitragswert für 2032 von jeweils 1,8 Prozent an der Landesfläche erreichen wollen.

2.3  Beklagte Flächen für Windenergie an Land

Im Rahmen des Kooperationsausschusses wurden auch Daten zu „beklagten Flächen“ für die Wind-
energie an Land als optionale Angabe erhoben. Die Abfrage umfasste dabei rechtswirksam ausgewie-
sene Flächen bzw. rechtswirksame Pläne, gegen die aktuell eine Klage läuft. Flächen und Pläne, die 

Abbildung 13: �Anrechenbare Fläche nach WindBG im Vergleich zum Flächenbeitragswert 2027 

(zum Stichtag 31.12.2024)

Grafik: UBA auf Basis der übermittelten Geodaten und Länderberichte;

Hinweis: Abstandsregelungen in RP nicht berücksichtigt
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Beklagte Flächenausweisungen (zum Stichtag 31.12.2024)

auf Landes- oder 
Regionalplanebene 

ausgewiesen
(ha)

Beklagter 
Flächenumfang

  
(ha)

auf Bauleitplanebene 
ausgewiesen

  
(ha)

Beklagter 
Flächenumfang

  
(ha)

Baden-Württemberg 8.110  – 14.489 455

Bayern 39.187 69 23.837 129

Berlin  –  –  –  –

Brandenburg 22.694  – 24.176  –

Bremen  –  – 308  –

Hamburg  –  – 180  –

Hessen 39.946 39.946  –  –

Mecklenburg-Vorpommern 10.736 2.899  –  –

Niedersachsen 27.310 6.570 49.415 2.376

Nordrhein-Westfalen 10.552  – 50.070  –

Rheinland-Pfalz 10.891  – 27.110  –

Saarland 849  – 4.535  –

Sachsen 3.365  –  –  –

Sachsen-Anhalt 15.801  –  –  –

Schleswig-Holstein 19.965 15.159 6.400  –

Thüringen 4.537 3.930  –  –

Gesamt 213.943 68.573 200.520 2.960

Tabelle 8: Beklagte Flächenausweisungen (zum Stichtag 31.12.2024)

Quelle: Eigene Berechnungen UBA auf Basis der Länderberichte und übermittelten GIS-Daten; Hinweis: Abstandsregelungen in RP nicht berücksichtigt

innerhalb des Berichtzeitraums rechtskräftig für unwirksam erklärt wurden, sind nicht in diesem 
Datensatz erfasst.

Auch wenn „beklagte Flächen“ im Sinne der Abfrage im Kooperationsausschuss formal weiterhin als 
rechtswirksam gelten, birgt die Situation doch ein erhebliches Risiko für Projektentwickler. In der 
Vergangenheit wurden immer wieder Pläne für unwirksam erklärt. In diesen Fällen werden verein-
zelt Moratorien verhängt, bis neue Pläne aufgestellt werden können. Ausnahmen für die Genehmi-
gung von Windenergieanlagen sind möglich. Üblicherweise kommen Vorgängerpläne oder die Privi-
legierungsregelung des § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB zum Tragen.

Tabelle 8 stellt die Ergebnisse der Abfrage nach beklagten Flächen für Windenergie an Land zum 
Stichtag 31. Dezember 2024 auf Grundlage der Länderberichte und GIS-Daten dar. Demnach waren 
auf Regionalplanebene insgesamt 53.414 ha der ausgewiesenen Windenergieflächen beklagt, was 
32 Prozent des ausgewiesenen Flächenumfangs der Regionalplanung entspricht. Stand Mai 2025 
wurden die Klageverfahren für den Teilregionalplan Energie in Nordhessen zurückgenommen, 
wodurch sich der Umfang der beklagten Fläche der Regionalplanung in Hessen um 16.691 ha redu-
ziert. Auf Ebene der Bauleitplanung wurden 2.960 ha beklagte Fläche aus den Ländern Baden-Würt-
temberg, Bayern und Niedersachsen gemeldet.

Im Vergleich zum Vorjahr ist der Umfang der beklagten Flächen zurückgegangen, was auf den Wegfall 
der Flächen aus dem Planungsraum I in Schleswig-Holstein zurückzuführen ist. Lediglich aus Meck-
lenburg-Vorpommern und Niedersachsen wurde ein höherer Umfang an beklagten Flächenauswei-
sungen angegeben. Abgesehen davon entsprechen die als beklagt gemeldeten Flächen dem Vorjahr. 
Grundlegend lässt sich somit keine Zunahme an Klageverfahren feststellen. Allerdings sei an dieser 
Stelle nochmals angemerkt, dass die Angabe durch die Länder optional erfolgt, weshalb Datenlücken 
nicht ausgeschlossen werden können, wodurch die Aussagekraft entsprechend eingeschränkt ist.
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2.4  Nutzung ausgewiesener Flächen für Windenergie an Land

Dieses Kapitel betrachtet die tatsächliche Nutzung bereits ausgewiesener Flächen danach, in wel-
chem Maß diese durch in Betrieb befindliche Windenergieanlagen belegt sind bzw. durch bereits 
genehmigte Anlagen noch belegt werden. Der verbleibende bzw. noch freie Flächenanteil zeigt ein 
noch theoretisch verfügbares Flächenpotenzial für weitere Genehmigungen und Zubau auf. Der 
Umfang der Flächenbelegung bzw. der noch freie Flächenanteil wird lediglich für die nach WindBG 
anrechenbare Fläche nach Tabelle 6 ermittelt.

Methodik

Zur Ermittlung der bereits genutzten Flächenanteile bzw. der Flächenbelegung werden die in 
Betrieb (IB) befindlichen Anlagen und ab diesem Berichtsjahr ergänzend die genehmigten Anlagen 
aus dem MaStR (Stand 31. Dezember 2024) mit einem elliptischen Abstandspuffer des fünffachen 
Rotordurchmessers in Hauptwindrichtung und des dreifachen Rotordurchmessers in Nebenwind-
richtung digital verrechnet und die sich darin befindlichen und ausgewiesenen Flächenanteile 
herausgeschnitten. Der verwendete Rotordurchmesser wird mit 165 m angesetzt, woraus sich ein 
elliptischer Abstand von 825 m x 495 m ergibt. Diese Methodik gewährleistet den einzuhaltenden 
Abstand einer installierten Neuanlage, wenn diese einen Rotordurchmesser von 165 m oder kleiner 
aufweist, bzw. es wird sichergestellt, dass die bestehende Windenergieanlage außerhalb der ellipti-
schen Pufferzone der Neuanlage installiert würde.

Abbildung 14: �Beklagte Fläche für Windenergie an Land im Verhältnis zur ausgewiesenen Fläche der 

Regionalplanung (zum Stichtag 31.12.2024)

Grafik: Eigene Berechnungen UBA auf Basis der Länderberichte und GIS-Daten
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Anteil freier, nicht belegter Flächen (zum Stichtag 31.12.2024)

Flächenbelegung der 
anrechenbaren Fläche 

nach WindBG1  
(ha)

Durch WEA IB 
belegte Fläche

(ha)

Durch genehmigte 
WEA belegte Fläche

(ha)

Freie Fläche  

(ha)

Freier Anteil

( %)

Baden-Württemberg 13.686 7.480 434 5.772 42,2

Bayern 44.508 11.894 1.214 31.400 70,5

Berlin – – – – –

Brandenburg 33.750 26.434 1.605 5.711 16,9

Bremen 288 288 0 0 0

Hamburg 22 22 0 0 0

Hessen 39.946 15.140 4.164 20.642 51,8

Mecklenburg-Vorpommern 10.396 6.519 1.900 1.977 19,0

Niedersachsen 28.625 24.448 2.273 1.904 6,7

Nordrhein-Westfalen 34.152 23.315 4.667 6.170 18,1

Rheinland-Pfalz2 22.501 15.204 1.435 5.862 26,1

Saarland 2.385 1.569 116 700 29,3

Sachsen 1.900 1.558 208 134 7,1

Sachsen-Anhalt 11.291 10.438 292 561 5,0

Schleswig-Holstein 16.086 13.959 1.297 830 5,2

Thüringen 2.973 2.384 417 172 5,8

Gesamt2 262.509 160.652 20.022 81.835 31,2

Tabelle 9: Flächenbelegung der anrechenbaren Fläche nach WindBG (zum Stichtag 31.12.2024)

Quelle: Eigene Berechnungen UBA auf Basis der Länderberichte und übermittelten GIS-Daten

1  Zur Ermittlung der Fläche nach WindBG erfolgt bei Rotor-In-Flächen eine Umrechnung nach Rotor-Out indem die Fläche um 75 m nach innen gepuffert wird.

2  Hinweis: Abstandsregelungen in RP nicht berücksichtigt.

Diese Ellipsen werden im nächsten Schritt entsprechend der Hauptwindrichtung in der jeweiligen 
Region ausgerichtet. Der Datensatz zu den regionsspezifischen Windrichtungen wurde anhand dem 
im UBA vorliegenden Windatlas generiert. Das methodische Vorgehen entspricht der Studie des 
UBA „Flächenanalyse Windenergie an Land“16.

Für die zu Grunde liegenden Flächen wurden die nach WindBG anrechenbaren Flächen aus der 
Regional- und Bauleitplanung miteinander verschnitten und aufgelöst, um Überlagerungen heraus-
zurechnen.

16	 UBA (2019): Analyse der kurz- und mittelfristigen Verfügbarkeit von Flächen für die Windenergienutzung an Land, 
Download: https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/analyse-der-kurz-mittelfristigen-verfuegbarkeit-von (Stand: 04.07.2025)

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/analyse-der-kurz-mittelfristigen-verfuegbarkeit-von
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17	 UBA (2023): Flächenverfügbarkeit und Flächenbedarfe für den Ausbau der Windenergie an Land, 
Download: https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/flaechenverfuegbarkeit-flaechenbedarfe-fuer-den (Stand: 04.07.2025).

Abbildung 15: Flächenbelegung der anrechenbaren Fläche nach WindBG (zum Stichtag 31.12.2024)

Methodik: Berücksichtigt sind installierte bzw. genehmigte WEA‘s mit dem Auszug vom 1.1.2025. Alle Rotordurchmesser werden auf 165m simuliert (außer größere). 
Bildung von Ellipsen mit 5x3 des Durchmessers in die Hauptwindrichtung. Diese werden dann von den ausgewiesenen Flächen nach Rotorumrechnung subtrahiert.

Grafik: Eigene Berechnungen UBA auf Basis der Länderberichte; Hinweis: Abstandsregelungen in RP nicht berücksichtigt

Die Ermittlung der Flächenbelegung der anrechenbaren Fläche nach WindBG zeigt, dass bundes-
weit unter Berücksichtigung der in Betrieb befindlichen und genehmigten Anlagen im Durchschnitt 
bereits 68,8 Prozent der bis Ende 2024 ausgewiesenen Flächen belegt sind. Der Anteil an freier Flä-
che ist in den Ländern sehr unterschiedlich verteilt, etwa die Hälfte der freien Flächen liegt inner-
halb der Südregion. Im Vergleich zum Vorjahr liegt, bezogen auf die in Betrieb befindlichen Anlagen, 
ein geringfügig höherer Anteil freier Fläche vor, was sich durch den höheren Umfang ausgewiese-
ner bzw. anrechenbarer Flächen begründet. Unter Einbeziehung der bereits genehmigten Anlagen 
reduziert sich dieser jedoch deutlich, was sich auch in der Genehmigungssituation widerspiegelt 
(vgl. 2.6.1).

Der in den meisten Ländern insgesamt hohe Anteil belegter Fläche zeigt, dass sich der Vorrang der 
Windenergie auf planungsrechtlich gesicherten Flächen in der Regel durchsetzt.

Zu beachten ist, dass der noch freie Anteil ein theoretisch verfügbares Flächenpotenzial darstellt 
und zum Teil (insbesondere im Falle älterer Flächenausweisungen) auf diesen Flächen Hemmnisse 
bestehen, die der Nutzung von Windenergie an Land entgegenstehen. Die Studie des UBA „Flächen-
verfügbarkeit und Flächenbedarfe für die Windenergie an Land“ ermittelt eine durchschnittliche 
Nichtnutzbarkeit von 30 Prozent.17

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/flaechenverfuegbarkeit-flaechenbedarfe-fuer-den
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2.5  Entwurfsplanungen für neue Flächenausweisungen für Windenergie an Land

Im Rahmen des Kooperationsausschusses wurden bei den Ländern auch Daten zu Entwürfen für 
neue bzw. geänderte Flächenausweisungen für Windenergie an Land abgefragt.

Entwürfe auf der Regionalplanungsebene wurden für die Länder Baden-Württemberg, Bayern, 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz 
und Thüringen gemeldet. Entwürfe aus der Bauleitplanung liegen aus Baden-Württemberg, Bayern, 
Bremen, Rheinland-Pfalz und dem Saarland als GIS-Daten vor, einzelne Datenlücken können nicht 
ausgeschlossen werden. Für Niedersachsen und Schleswig-Holstein liegen die angegeben Planent-
würfe für die Bauleitplanung nicht als GIS-Daten vor.

Analysiert wurde, in welchem Umfang Flächen auf der Regional- und Bauleitplanungsebene zusätz-
lich zu der bereits (Ende 2024) rechtswirksam ausgewiesenen Flächenkulisse hinzukommen (netto).

Auf Regionalplanebene wurde unterschieden zwischen ergänzenden Ausweisungen (wie in einzel-
nen Regionen in Bayern und Baden-Württemberg der Fall) und Neuplanungen, die entweder voll-
ständig neu hinzukommen oder einen vorherigen Bestandsplan ersetzen. Wird ein bestehender Plan 
durch eine Neuplanung ersetzt, ist der entsprechende Flächenumfang bei der Ermittlung der Netto-
Fläche abzuziehen. Im zweiten Schritt wurde die Überlagerung der Entwurfsflächen mit bereits 
ausgewiesenen Flächen der Bauleitplanung herausgerechnet, so dass eine Doppelanrechnung von 
Flächen ausgeschlossen und nur der zusätzliche Flächenumfang ermittelt wird.

Für die Bauleitplanung wurde zur Ermittlung der Differenz zur Bestandsplanung ein Abgleich der 
Flächen mit den Bestandsflächen der Bauleitplanung, sowie Bestands- oder Entwurfsflächen der 
Regionalplanung vorgenommen und überlagernde Bereiche herausgerechnet. Für die Bauleitpla-
nung ist mangels fehlender Information nicht darstellbar, in welchem Umfang Bestandspläne durch 
die Entwürfe ersetzt werden und somit bei Inkrafttreten der Entwurfsplanung entfallen würden. Es 
ist daher bei der für diesen Bericht zu Grunde liegenden Vorgehensweise von einer Überschätzung 
der Fläche (netto) durch die Bauleitplanung auszugehen.

Die Ermittlung der anrechenbaren Fläche nach dem WindBG erfolgte analog zur Umrechnung in 
Kapitel 2.2.3 anhand der Angaben in den GIS-Daten. Flächen ohne GIS-Daten, mit Höhenbeschrän-
kungen sowie nach WindBG nicht anrechenbaren Gebietsformen wurden nicht berücksichtigt.

Die Tabelle 10 sowie die Abbildung 16 und Abbildung 17 stellen die Ergebnisse zur Entwurfsplanung 
dar. Danach bestehen auf Regionalplanungsebene Entwürfe im Umfang von 441.181 ha und auf 
Bauleitplanungsebene Entwürfe im Umfang von 28.011 ha brutto. Netto, d. h. ergänzend zur aus-
gewiesenen Fläche umfasst die Entwurfsflächenkulisse insgesamt 342.175 ha, was zusammen mit 
der bereits anrechenbaren Fläche nach WindBG von 262.509 ha knapp 1,7 Prozent der Bundesfläche 
entspricht. Tabelle 10 stellt den Wert der Fläche (netto) dar, der nach Verabschiedung der Entwurfs-
planung zusätzlich zu der aktuell anrechenbaren Fläche (vgl. Tabelle 7) nach WindBG angerechnet 
werden wird.

Insgesamt hat sich der Umfang der Entwurfsplanungen im Vergleich zum Vorjahr etwa verdreifacht. 
Die übermittelten Entwurfsplanungen bilden in der Regel den Flächenbeitragswert für das Jahr 2027 
oder für das Jahr 2032 ab bzw. gehen über diesen hinaus.
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Entwurfsplanungen für Flächen (netto) für Windenergie an Land (zum Stichtag 31.12.2023)

Geplante Fläche (brutto) Geplante Fläche (netto) nach WindBG1

Regionalplanung
(ha)

Bauleitplanung
(ha)

Regionalplanung
(ha)

Bauleitplanung
(ha)

Gesamt
(ha)

Baden-Württemberg 104.227 5.272 93.913 1.808 95.721

Bayern 64.624 3.617 56.966 939 57.905

Berlin – – – – –

Brandenburg 38.414 – 31.504 – 31.504

Bremen – 82 – 82 82

Hamburg – – – – –

Hessen – – – – –

Mecklenburg-Vorpommern 51.275 – 40.539 – 40.539

Niedersachsen2 64.707 8.491 41.997 – 41.997

Nordrhein-Westfalen 64.847 – 39.604 – 39.604

Rheinland-Pfalz3 38.504 9.471 20.129 2.245 22.374

Saarland – 246 – 101 101

Sachsen – – – – –

Sachsen-Anhalt – – – – –

Schleswig-Holstein2 – 832 – – –

Thüringen 14.581 – 12.348 – 12.348

Gesamt 441.181 28.011 337.000 5.175 342.175

Tabelle 10: Geplante Flächen für die Windenergie an Land (netto) nach WindBG (zum Stichtag 31.12.2024)

Quelle: Eigene Berechnungen UBA auf Basis der Länderberichte und übermittelten GIS-Daten

1 � Die geplante Fläche (netto) stellt die zusätzliche anrechenbare Fläche nach WindBG im Vergleich zur Bestandsplanung dar. Diese ergibt sich folglich zum einen durch 
den Abgleich mit den bereits ausgewiesenen Flächen, zum anderen durch die Umrechnung von Rotor-In-Flächen nach Rotor-Out.

2  Daten zur Bauleitplanung im Anhang zum Länderbericht als Tabelle übermittelt, GIS-Daten liegen nicht vor, daher nicht nach WindBG anrechenbar.

3  Abstandsregelungen in RP nicht berücksichtigt.

Abbildung 16: Geplante Flächen (netto) nach WindBG (zum Stichtag 31.12.2024)

Grafik: Eigene Berechnungen UBA auf Basis der Länderberichte;

Hinweis: Abstandsregelungen in RP nicht berücksichtigt
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Abbildung 17: �Ausgewiesene Fläche zzgl. geplante Fläche (netto) nach WindBG im Vergleich zu den 

Flächenbeitragswerten 2027 und 2032 (zum Stichtag 31.12.2024)

Grafik: Eigene Berechnungen UBA auf Basis der Länderberichte; Hinweis: Abstandsregelungen in RP nicht berücksichtigt

Die Auswertung zeigt, dass der Umfang der ausgewiesenen Fläche nach WindBG zzgl. der geplanten 
Fläche (netto) in den Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz den Beitragswert für 2027 deutlich überschreitet, 
überwiegend wird sogar bereits der 2032er Zielwert erreicht bzw. überschritten. Grund hierfür ist, 
dass die Planungen überwiegend bereits auf den 2032er Wert zzgl. eines Puffers abstellen. Zudem 
werden neben den Flächen aus der Regionalplanung auch bestehende Flächen aus der Bauleit-
planung dargestellt, die sich nicht mit den Flächen der Regionalplanung decken. Inwieweit die in 
Planung befindlichen Flächen auch tatsächlich beschlossen und auf die Flächenbeitragswerte ange-
rechnet werden können, kann nicht vorweggenommen werden.

Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen haben sich das Ziel gesetzt, die Flächenbeitragswerte 
2032 bereits im Jahr 2025 zu erreichen. Für beide Länder lagen zum Stichtag 31.12.2024 flächen-
deckend Planentwürfe vor. In Nordrhein-Westfalen wurden bis Mai 2025 bereits für drei der sechs 
Planungsregionen die Erreichung der Teilflächenziele festgestellt (vgl. Länderbericht Nordrhein-
Westfalen, 2025). Der verabschiedete Flächenumfang entspricht der vorherigen Entwurfsplanung. In 
Baden-Württemberg ist bis zum Stichtag 31.12.2024 für alle Planentwürfe die erste Offenlage erfolgt. 
In allen 12 Regionen überstieg die Fläche der Planentwürfe den Zielwert für 2032. In vielen Regio-
nen erfolgte auch bereits die zweite Offenlage in 2025, allerdings dann mit einer teilweise deutlich 
reduzierten Flächenkulisse.
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Insgesamt ist das Geschehen sehr dynamisch. In 2025 sind in vielen Regionen erstmalige oder 
erneute Offenlagen erfolgt, so dass sich im nächsten Berichtsjahr voraussichtlich ein deutlich ande-
res Bild zeigen wird.

2.6  Genehmigungen für Windenergieanlagen an Land

2.6.1  Erteilte Genehmigungen

Im Berichtszeitraum (1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024) wurden in Deutschland Genehmigun-
gen für insgesamt 2.460 Windenergieanlagen an Land erteilt (Vergleich zu 2023: 1.469 Anlagen). Dies 
umfasst eine Leistung von 14.485. MW (Vergleich zu 2023: 7.950 MW). Die Zahl der erteilten Geneh-
migungen ist somit im Vergleich zum Vorjahr deutlich angestiegen und hat sich fast verdoppelt.18

Die im Berichtszeitraum erteilten Genehmigungen verteilen sich wie folgt auf die einzelnen Länder.

18	 Die hier dargestellten Daten zu erteilten Genehmigungen sind dem MaStR entnommen. Es handelt sich um Verfahren nach § 4 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) oder § 16b BImSchG (Repowering), eine Differenzierung ist auf Grundlage der Daten des 
MaStR nicht möglich. Für einige Länder ergeben sich Abweichungen zu ihrer landeseigenen Statistik.

Erteilte Genehmigungen

Anzahl der Anlagen Leistung [MW]

Baden-Württemberg 57 324

Bayern 89 565

Berlin 0 0

Brandenburg 269 1.602

Bremen 0 0

Hamburg 1 4

Hessen 161 976

Mecklenburg-Vorpommern 209 1.129

Niedersachsen 364 2.145

Nordrhein-Westfalen 691 4.158

Rheinland-Pfalz 95 540

Saarland 15 83

Sachsen 54 313

Sachsen-Anhalt 137 802

Schleswig-Holstein 222 1.247

Thüringen 96 597

Gesamt 2.460 14.485

Tabelle 11: Erteilte Genehmigungen in den Ländern 2024

Quelle: MaStR der BNetzA, Datenstand 13.02.2025
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Abbildung 18: Darstellung der Leistung im Jahr 2024 genehmigter Windenergieanlagen an Land

Quelle: BNetzA auf Basis des MaStR

In Abbildung 18 wird die Leistung der im Jahr 2024 genehmigten Windenergieanlagen an Land 
dargestellt. Insgesamt stieg die Leistung der im Jahr 2024 erteilten Genehmigungen im Vergleich 
zum Vorjahr in allen Flächenländern deutlich an. Einzige Ausnahme bildet Schleswig-Holstein, wo 
eine etwas geringere Leistung genehmigt wurde als im Vorjahr. Nachdem in Schleswig-Holstein 
mit Planaufstellung und Verabschiedung der Regionalpläne ein Hochlauf an Genehmigungen zu 
verzeichnen war, zeichnet sich dort nun ein Sättigungseffekt und Rücklauf an Genehmigungen ab. 
2024 entfielen 28,7 Prozent der Genehmigungen allein auf Nordrhein-Westfalen.

2.6.2  Abgelehnte und zurückgenommene Genehmigungsanträge

Im Berichtszeitraum wurden in Deutschland Genehmigungsanträge für insgesamt 106 Wind
energieanlagen an Land abgelehnt und für insgesamt 279 Windenergieanlagen an Land zurückge-
nommen (Vergleich: in 2023 wurden Anträge für 392 Anlagen abgelehnt oder zurückgenommen). 
Dies umfasst eine Leistung von 2.127 MW, wovon Anträge mit einer Leistung von 573 MW abgelehnt 
und von 1.554 MW zurückgenommen wurden (Vergleich: in 2023 wurden Anträge mit 1.927 MW 
Leistung abgelehnt oder zurückgenommen). Der Umfang der abgelehnten oder zurückgenomme-
nen Anträge ergibt damit im Vergleich zum Vorjahr das gleiche Bild.




